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 * * 
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 (Es ging ein vertraulicher Teil voraus; s. vAPr 18/70.) 

2 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der Fraktion 
der SPD [s. Anlage 1]) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Sie wissen, wir haben bei Aktuellen Viertelstunden 
begrenzte Redezeiten, die sich an der Aufteilung der Redezeiten bei einer Unterrich-
tung im Plenum orientieren, damit wir bei einer Viertelstunde bleiben. 

André Stinka (SPD): Uns ist die Aktuelle Viertelstunde wichtig, um nochmal auf den 
Stahlstandort Nordrhein-Westfalen und mithin auf die Produktionsstätten in Duisburg 
zu schauen. Wir haben den Medien entnehmen können, dass die Förderung für soge-
nannte Elektro-Lichtbogenöfen, die von ArcelorMittal und HKM beantragt wurde, eine 
Absage seitens des Bundeswirtschaftsministeriums erfahren hat. Für die SPD-Frak-
tion ist dies ein herber Rückschlag, was die moderne Stahlproduktion betrifft. Deswe-
gen wären wir froh zu erfahren, ob Ihnen Gründe vorliegen, warum das Bundeswirt-
schaftsministerium diese Förderung der beiden stahlverarbeitenden Betriebe nicht or-
ganisiert. 

Frau Ministerin Neubaur hat sich 2023 öffentlich für diese Förderung und für diese Art der 
Stahlproduktion ausgesprochen, und auch der Vorsitzende der Grünen, Herr Banaszak 
findet es bedauerlich, dass die Förderung nicht gegeben werden kann. Daher unsere 
Frage: Das Land fördert mit einer nicht unerheblichen Summe auch die Direktredukti-
onsanlage in Duisburg. Überlegt die Landesregierung, eine Förderung für dieses an-
dere Produktionsverfahren zu organisieren und einzustellen? Es ist ja unser aller Ziel, 
dass wir die Stahlproduktion dekarbonisieren und den CO2-Ausstoß deutlich zurück-
führen. Das kann auch mittels Strom, der aus regenerativen Energien produziert wurde, 
erreicht werden. Es ist auch in einem gemeinsamen Aufruf vor wenigen Tagen von der 
Duisburger Business Innovation Region deutlich geworden, dass das erforderlich ist. 
Von daher: Prüfen Sie eigene Anstrengungen, und wenn nein, wieso nicht?  

Björn Franken (CDU): Die Sorge um den Stahlstandort eint uns; auch wir bekennen 
uns zum Stahlstandort. Der Ministerpräsident hat vor einigen Tagen hierzu extra einen 
Industrie-Gipfel abgehalten, um auf die Frage der Rahmenbedingungen hinzuweisen. 
Zum einen geht es darum, was das Land tun kann. Das andere ist die spannende 
Frage – deswegen gucken wir alle aufgeregt nach Berlin – der relevanten Rahmenbe-
dingungen für die gesamte Industrie und natürlich auch für die energieintensive Industrie: 
Strompreis, Stromsteuern, die zur Debatte stehen müssen, weniger bürokratische Er-
fordernisse, aber vor allen Dingen auch schnellere und zugewandtere Verfahren im 
Sinne der Antragsteller, um die Genehmigungen schneller zum Ende zu führen.  

Unser Ministerpräsident, aber auch unsere stellvertretende Ministerpräsidentin, Wirt-
schaftsministerin Neubaur, haben klargemacht, wie wichtig der Stahl in Nordrhein-
Westfalen ist. Insofern hoffen wir sehr, dass es mit dem speziellen Fall, um den es heute 
geht, vielleicht noch eine gute Wendung nimmt. Es war der Presse zu entnehmen – 
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mehr Erkenntnisse haben wir auch nicht –, dass es vielleicht noch in eine zweite För-
derrunde gehen kann, wenn man noch einmal an den Anträgen arbeitet. Insofern sind 
wir hoffnungsvoll, freuen uns aber auch über etwas Licht im Dunkel.  

Jan Matzoll (GRÜNE): Ich möchte auch noch einmal betonen, dass uns das Thema 
„Stärkung des Stahlstandortes“ – nicht nur in Nordrhein-Westfalen, sondern auch in 
Deutschland und Europa – eint. Das gemeinsame Papier von unserem grünen Bun-
desvorsitzenden Felix Banaszak, der SPD-Landesvorsitzenden Sarah Philipp, dem 
CDA-Vorsitzenden Dennis Radtke und Sören Link, SPD-Oberbürgermeister von Duis-
burg, macht deutlich, welche große Einigkeit wir inhaltlich bei diesem Thema haben.  

Deswegen finde ich es wichtig, das Thema mit einer entsprechenden Ernsthaftigkeit 
anzugehen. Wir konnten der Presse auch entnehmen – das hat Kollege Franken ge-
rade auch angesprochen –, dass es durchaus noch Möglichkeiten gibt. Die Punkte, die 
dazu geführt haben, dass es in der aktuellen Runde nicht geklappt hat, sind keine 
grundlegenden Ausschusskriterien, die dieses Thema und eine bundesweite Förde-
rung an der Stelle in Frage stellen.  

Daher weiß ich nicht, wie hilfreich es seitens der SPD-Fraktion ist, zu sagen: Wenn 
der Bund nicht fördert, kann das Land das ja machen. – Erstens entsteht in der aktu-
ellen Debatte eine gewisse Dynamik in Bezug auf Investitionen in Infrastruktur und 
Wirtschaft seitens der Bundesregierung bzw. der zukünftigen Bundesregierung.  

Auf der anderen Seite: Wenn wir so darauf reagieren und sagen: „Wenn auf Bundes-
ebene etwas nicht geht, das wir wichtig finden, übernehmen wir das“, dann nimmt uns 
das jedwede Entscheidungsspielräume auf Landesebene. Wir sind nicht das Backup-
Kraftwerk der Bundesregierung, sondern wir haben eigene Aufgaben und eigene Ziele. 
Dementsprechend müssen wir agieren. Wir können nicht einfach das, was auf Bun-
desebene gerade nicht geht und hier voraussichtlich noch machbar sein wird, einfach 
übernehmen. 

Dietmar Brockes (FDP): Die Nachricht zu HKM reiht sich leider in eine Vielzahl von 
Nachrichten ein, die deutlich machen, wie schlecht der Wirtschaftsstandort Nordrhein-
Westfalen gerade dasteht. Deutschland insgesamt auch, aber hier zeigt sich leider 
auch, dass im Land – und wir haben das schon mehrfach eingefordert –, einfach nicht 
die Hausaufgaben gemacht werden, dafür zu sorgen, dass der Standort wieder attrak-
tiv wird, mit Entlastungen gerade bei der Bürokratie und mit deutlich beschleunigten 
Planungs- und Genehmigungsverfahren. 

Wir müssen uns ehrlich machen beim Stahl: Wir haben global zu viel Stahl; es gibt 
Überproduktionen, und wir können hier mit den jetzigen Rahmenbedingungen nicht 
wettbewerbsfähig sein – das muss man leider so deutlich sagen. Es bedarf auch neuer 
Konzepte. Wir müssen schauen, wie wir vielleicht in geringerem Umfang, aber spezi-
alisiert weiterhin Stahl produzieren können. Ich glaube, es ist sehr wichtig, dass auch 
weiterhin Stahl in Deutschland, in Nordrhein-Westfalen produziert wird. Deshalb for-
dern wir insbesondere von der Landesregierung, gemeinsam mit den Standortkommu-
nen, mit Duisburg, für einen Masterplan zu sorgen, wie wir perspektivisch den Standort 
weiterentwickeln können. 
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Christian Loose (AfD): Ich beginne mit einem Zitat aus dem WAZ-Artikel: „Die Kün-
digung des Vertrags mit thyssenkrupp Steel begründete ArcelorMittal mit zu hohen 
Kosten für den Ausstoß des Klimagases Kohlendioxid-CO2.“  

Diese hohen Kosten für den CO2-Ausstoß sind der Tod unserer Industrie. Was machen 
SPD, Grüne und CDU jetzt? – Im Januar haben sie die CO2-Steuern im Bundestag 
erhöht. In der EU wurden zum 1. Januar dieses Jahres die Strafen für Verbrennerautos 
erhöht, allein auf 3.800 Euro für einen Kleinwagen. Die Landesregierung zwingt thys-
senkrupp zu einem Wasserstoffverfahren, welches doppelt so teuer ist. 

Und gestern haben Abgeordnete von SPD, Grünen und CDU eine wirtschaftspolitische 
Atombombe gezündet: Klimaneutralität bis 2045 ist eine Kriegserklärung an unsere 
Industrie – eine Atombombe, die zuerst mit hellem Licht strahlt, weil sich alle auf die 
Subventionen stürzen und freuen, deren Strahlung sich aber nach und nach durch 
unsere Industrie frisst. 

Bereits jetzt zeigt sich der schleichende Tod. thyssenkrupp entlässt 11.000, Ford 3.000, 
Bayer-Covestro Hunderte; die Zahl der Insolvenzen schnellt in die Höhe. Und jetzt be-
schwert sich die Gewerkschaft, die an jeder Ecke die Klimareligion und die SPD öffent-
lich bewirbt. Nein, diese Gewerkschaftsbosse haben ihre Belegschaft an die Klimareligion 
verraten.  

Die Firmen werden nun ihren Betrieb in zwei Teile aufteilen: einen DDR-Teil, wo man 
der Regierung und der Klimareligion folgt und die Subventionen abgreift, und einen 
Renditeteil. Dort wird daran gearbeitet, das Geschäft in Deutschland abzuwickeln und 
ins Ausland zu gehen. Das kann nur verhindert werden, wenn wir diese Klimareligion 
schnellstmöglich stoppen. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Es ist ein gutes Signal an die Bürgerinnen und 
Bürger der Bundesrepublik, dass gestern die Parteien der demokratischen Mitte für 
unsere Verteidigung und unsere Investitionsfähigkeiten einen weitreichenden Be-
schluss gefasst haben. Diese politische Bewertung erlaube ich mir aus gegebenem 
Grund. Nordrhein-Westfalen ist Stahlland und soll es auch bleiben. Das ist auch als 
Bekenntnis zur Zukunft gemeint.  

Unser Ziel, NRW zur ersten klimaneutralen Industrieregion Europas zu entwickeln, ist 
deshalb auch ein Bekenntnis zum Industriestandort NRW, der nur durch Transforma-
tion seine Wettbewerbsfähigkeit sichern kann, damit der Standort gestärkt und die 
Deindustrialisierung verhindert wird. 

Geopolitisch herausfordernde Zeiten sind aus meiner Sicht erst recht ein Grund dafür, 
auch in unserem Land Stahlkapazitäten und Grundstoffindustrien vorzuhalten. Die ge-
planten Vorhaben an den Duisburger Stahlstandorten zahlen eindeutig und in erhebli-
chem Maße auf diese Ziele ein.  

Daher haben wir als Landesregierung uns auch in besonderem Maße für die Transfor-
mation der Stahlindustrie eingesetzt und im Fall von thyssenkrupp – Sie haben es an-
gesprochen, André Stinka – bereits eine hohe Fördersumme in die grüne Transforma-
tion des Unternehmens hinterlegt. 
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Als Gastgeber des nationalen Stahlgipfels – vielleicht meinen Sie, Herr Brockes, das 
mit „Masterplan“ – haben wir die wichtigsten Forderungen im Schulterschluss mit Ge-
werkschaften und Arbeitgebern als Stahlländer der Bundesrepublik formuliert. Jetzt ist 
es an der Bundesregierung, die Rahmenbedingungen anzupassen. Eine Entlastung 
bei den Industriestrompreisen könnte dem Transformationsvorhaben einen Schub ge-
ben. Ein weiterer wesentlicher Baustein ist die Etablierung von grünen Leitmärkten. 
Der klimaneutrale Stahl kann Industriezukunftsgeschichte schreiben, und dafür ist es 
höchste Zeit.  

Jetzt stehen die Projekte der Duisburger Stahlstandorte HKM und ArcelorMittal im Fo-
kus. Sie werden ausdrücklich von uns als Landesregierung unterstützt und haben 
diese Unterstützung auch in der Vergangenheit erfahren. Aktuell ist es aber so, dass 
beihilferechtliche Gründe durch den TCTF einer Förderung im Weg stehen. Die Frage 
beantwortend: Auch die Landesseite könnte sich nicht über beihilferechtliche Beden-
ken hinwegsetzen. Wir haben aber eine Kofinanzierung im Haushalt für diese versuch-
ten Projekte sichergestellt und würden das für weitere Runden selbstverständlich wei-
terhin tun. Wir bedauern, dass es nach unserem Kenntnisstand nicht geklappt hat, 
irgendein Stahlprojekt mit in die BIK-Förderung zu bekommen.  

Investitionen in die grüne Transformation sind dringend geboten. Wir brauchen zügig 
Investitionen, um die Souveränität zu stärken, neue Abhängigkeiten zu verhindern und 
unsere Industrie auch in Zukunft zu sichern. Grund für die Ablehnung war nach unse-
rem Kenntnisstand, dass für den Übergang fossile Rohstoffe, Erdgas, hätten ge-
braucht werden müssen. Das ist aber nach den Förderlinien, die dem TCTF entspre-
chen müssen, ausgeschlossen. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Frau Ministerin hat die für die Landesregierung vor-
gesehene Rede Zeit voll erschöpft. Die Fraktionen hätten alle noch etwas Redezeit 
übrig.  

André Stinka (SPD): Sie hatten gerade gesagt, der Ausschlussgrund sei der Einsatz 
von Erdgas gewesen. Wenn ich mich nicht falsch erinnere, ist der aber beim Thema 
„Direktreduktionsanlage“ möglich gewesen. Dort hat es durchaus die Möglichkeit ge-
geben, Erdgas zu nutzen, und das war nicht beihilfeschädlich – wir haben uns ja schon 
darüber unterhalten. 

Björn Franken (CDU): Vielen Dank für die Erläuterung. Das zeigt, dass wir noch im 
Spiel sind. Es ist natürlich unglücklich, wenn man Zeit verliert, aber beim Thema „För-
derung ist das leider so. Es sollte unser gemeinsames Bestreben sein, die Gesamtin-
dustrie eher weiter weg von Förderung zu bekommen, damit man alleine stehend wirt-
schaften und profitabel arbeiten kann. Es muss das Ziel sein, dass wir von solchen 
Förderungen langfristig nicht mehr abhängig sind. 

Deswegen gucken wir alle gespannt nach Berlin und nutzen vielleicht auch alle unsere 
Kanäle, um dort klarzumachen, wie wichtig eine gesunde Industrie für Deutschland 
und für Nordrhein-Westfalen ist.  
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Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Kurz an die AfD gerichtet möchte ich sagen: Herr 
Loose, Ihr Meltdown adelt uns. – Die Ausführungen zeigen, wie wichtig der Schritt ist, 
das Ziel der Klimaneutralität bis 2045 im Grundgesetz zu verankern und die finanziel-
len Rahmenbedingungen zumindest auf Bundesebene zu schaffen, sodass wir die 
Transformation so unterstützen können, dass sie sozial gerecht, aber auch zeitgerecht 
für den Klimaschutz gelingt. Deswegen war das gestern ein historischer Tag im Deut-
schen Bundestag. Es ist sehr gut, dass, wenn es um wissenschaftliche Erkenntnisse 
und existenzielle Fragen für die Menschheit geht, der Klimaschutz im Grundgesetz 
stärker verankert ist.  

Dietmar Brockes (FDP): Frau Ministerin, Sie haben mich da nicht verstanden. Ich 
denke, es ist aufgrund der globalen Lage, die schon seit Langem vorherrscht, notwen-
dig, dass man ehrlich ist und weiß, dass man in dem Umfang, wie es in der Vergan-
genheit der Fall war, nicht weiter in der Zukunft Stahl produzieren wird, weil wir einfach 
nicht wettbewerbsfähig sind. Deshalb ist es wichtig, für den Standort auch alternative 
Bereiche außerhalb des Stahls ins Auge zu nehmen, so wie wir es bei anderen Struk-
turwandeln auch gemacht haben.  

Christian Loose (AfD): Herr Brockes, Sie sagten, der Standort sei nicht wettbewerbs-
fähig. Er ist nur deshalb nicht wettbewerbsfähig, weil Sie zusammen mit den anderen 
Parteien zusammen die Strompreise massiv in die Höhe getrieben haben, über die 
EU-Vorgaben zu den CO2-Zertifikaten, über CBAM und alle möglichen anderen Vor-
schriften. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Falsch!) 

– Doch, haben Sie gemacht. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Wir haben globale Überproduktion!) 

Es gibt globale Überproduktion, wir wären aber noch im Wettbewerb, wenn wir noch 
bei 5 Cent pro Kilowattstunde wären und nicht bei 10 bis 15 Cent.  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Herr Stinka hatte eine Frage gestellt, die ich kurz 
beantworten kann. Es sind unterschiedliche Förderzugänge. Bei thyssenkrupp Stahl 
ist das über die IPCEI-Förderung gelaufen. Jetzt die beiden Projekte laufen über 
TCTF, und die für den Elektro-Lichtbogenofen vorgesehenen Hilfsbrenner sollten mit 
Erdgas befeuert sein. Das wiederum lässt TCTF nicht zu.  

Es gibt hoffentlich in einer weiteren Runde die Möglichkeit nachzusteuern, weil es im 
Interesse der Landesregierung und von Teilen der Opposition ist, für die Wertschöp-
fungsketten „Stahl“ in Nordrhein-Westfalen, Deutschland und Europa Widerstandsfä-
higkeit und gute Arbeitsplätze zu sichern. 
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3 Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen (fortlaufende Berichterstattung) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/3653  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Für die heutige Sitzung möchte ich den Geschäftsfüh-
rer der Deutschen Bundesgartenschau-Gesellschaft Herrn Dr. Achim Schloemer ganz 
herzlich begrüßen. Wir haben uns bereits vor Längerem unter den Obleuten darauf 
verständigt, Herrn Dr. Schloemer heute die Möglichkeit zu geben, die aktuellen Ent-
wicklungen zur internationalen Gartenschau im Ruhrgebiet im Jahr 2027, aber insbe-
sondere auch im Rheinischen Revier 2037 im Rahmen dieses Tagesordnungspunktes 
darzustellen. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Herr Dr. Schloemer, ich freue mich, dass Sie 
heute die Wirkungen der IGA im Ruhrgebiet 2027 und im Rheinischen Revier 2037 für 
den Strukturwandel darstellen. Der Form halber sei erwähnt, dass die Federführung in 
der Betreuung beim Ministerium für Landwirtschaft und Verbraucherschutz liegt. Wir 
haben einen Fokus auf das Rheinische Revier und finden die Verknüpfung von der 
IGA mit der IPTA, der Internationalen Bau- und Technologieausstellung, als sehr sinn-
gebend. Wir werden uns in diesem Sinne im weiteren Prozess einbringen.  

Dr. Achim Schloemer (GF Deutsche Bundesgartenschau-Gesellschaft): Herzli-
chen Dank für die Einladung und die Möglichkeit, das darzustellen. Es geht uns um die 
Internationalen Gartenausstellungen bzw. Bundesgartenschauen als Instrument nach-
haltiger Regionalentwicklung – nicht nur in NRW, sondern auch in anderen Teilen der 
Republik. 

Hier in Nordrhein-Westfalen haben wir 2031 noch die Bundesgartenschau in Wupper-
tal und die Landesgartenschauen in Neuss 2026 und Kleve 2029. Die nächste IGA 
findet 2027 im Ruhrgebiet mit fünf Zukunftsgärten statt, davon drei eintrittspflichtig an 
drei relevanten Standorten Duisburg mit dem Rheinpark, Gelsenkirchen mit Nordstern 
und Emscherinsel sowie Dortmund im Bereich der Kokerei Hansa.  

Auf der Ausstellung werden spannende Themen transportiert: Wie wollen wir morgen 
leben? – Die IGA fürs Ruhrgebiet ist ein Dekadenprojekt, und das Ruhrgebiet braucht 
große, starke Projekte, um in diesem Transformationsprozess nach vorne zu kommen. 
Von daher werden wir gemeinsam mit der IGA vor Ort gute Antworten auf diese The-
men geben können und gleichzeitig auch die Standorte ein Stück verändern.  

Der Rheinpark oder auch den Bereich hinter der Kokerei Hansa, wo der neue Zukunfts-
garten entstehen wird, werden der Bevölkerung in Huckarde oder in Duisburg-Hoch-
feld neue Freiräume und eine hohe Lebensqualität in diesen Quartieren ermöglichen. 
Das ist ein ganz wichtiger Punkt bei diesen Gartenschauen. 

Es geht nicht nur darum, für ein halbes Jahr ein großes Event abzufeiern und die Leis-
tungsschau des deutschen Gartenbaus und des grünen Gewerbes darzustellen. Es 
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geht vor allen Dingen um Initiativen, Projekte, Strukturwandel, Quartiersentwicklung, 
Stadtentwicklung, das Klimafitmachen und viele andere Dinge.  

Ein vergleichbares Ziel haben wir für die nächste IGA 2037 im Rheinischen Revier, 
Landfolge Garzweiler. Auch das ist ein Riesending: die Transformation einer Land-
schaft im XXL-Format – ein großes Projekt, auf das man europaweit und international 
mit Aufmerksamkeit schaut. Es hat eine Vorbildfunktion, aber nach innen auch eine 
sehr spannende Konzeption, weil wir den Menschen im Raum ihre Heimat, die lange 
Jahrzehnte anders genutzt wurde, zurückgeben und diese Heimat mit neuem Leben 
und neuem Wirtschaften gefüllt werden kann. 

Gartenschauen können dies, weil sie verschiedene Facetten haben: von den städte-
baulichen Faktoren über die raumordnerischen, die Quartiersentwicklung. Beispiels-
weise ist auf der letzten Gartenschau in Mannheim ein großes Quartier, der Spinelli-
Park, entstanden. Hier gibt es Radwege, Infrastruktur, einen Schnellradweg, der die-
sen Stadtteil an die Innenstadt anbindet, eine sogenannte Parkschale mit Generatio-
nen-Parks, Generationen-Spielparks und einem großen Klimapark, der – man kann es 
wissenschaftlich noch nicht genau validieren – als Klimaschneise die Temperatur in 
der Mannheimer Innenstadt etwa um 1,5 Grad heruntergekühlt hat.  

Tourismus ist ein weiteres Thema, für das man Mannheim als Beispiel nehmen kann. 
Mannheim war bei Ihnen vielleicht bislang noch kein Top-Reiseziel, aber im Jahr 2023 
war Mannheim unter den European Top Ten Destinations. Da muss man erst einmal 
hinkommen, und dazu hat die Aufmerksamkeit rund um die Gartenschau beigetragen. 
Bei vergangenen Gartenschauen anschaut, beispielsweise in Koblenz, waren diese 
Effekte auch nachhaltig. Man bleibt auf der touristischen Landkarte, auch in Verbin-
dung mit den geschaffenen touristischen Infrastrukturen, die nachhaltig wirken.  

Ich war vorletzte Woche in Karlsruhe. Dort haben wir den Park von der 1967er Bun-
desgartenschau für die nachhaltige Parkbewirtschaftung ausgezeichnet. Vor zwei Jah-
ren waren wir hier in Düsseldorf, aber auch der Rheinpark in Köln oder die Rheinau in 
Bonn werden Ihnen Begriffe sein. Alles das sind Auswüchse einer Bundesgarten-
schau.  

Auch Arbeitsplätze und Wertschöpfungseffekte sind mit diesen hohen Investitionen 
verbunden sind. Heilbronn hat durch die BUGA 2019 eine ganz andere Identität, ein 
Bewusstsein, ein Selbstbewusstsein für die Stärken und Vorteile der eigenen Stadt. 
Die Menschen werden zu Botschaftern ihrer eigenen Stadt – auch das ist ein Effekt 
einer Bundesgartenschau oder Internationalen Gartenausstellung. 

Es wird Landschaft rekultiviert. Wir können Klimaschutz fördern, wir erhöhen die Le-
bensqualität für die einheimische Bevölkerung, wir fördern den Tourismus. Es gibt 
auch Bildungsaspekte, Bewusstseinsbildung für bestimmte Akzente. Es geht auch in 
Richtung nachhaltige Mobilität; ein Teil des Radschnellweges, der jetzt in Mannheim 
das Quartier an die Innenstadt anbindet, hat Modellcharakter. Am Ende ist das auch 
ein Stück soziale Teilhabe und Integration. 

Zu den wirtschaftlichen Aspekten: Studien beispielsweise für die IGA 2027, die soge-
nannte RUFIS-Studie, sprechen von 150 bis 180 Millionen Euro direktem Invest, das 
die Städte in den Zukunftsgärten investieren. Zudem wird begleitend investiert: Es 
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kommen private und kommunale Dinge hinzu; die Bahn macht sich auf den Weg. Es 
ist interessant ist, dass man über solch große Projekte wie einer IGA oder BUGA sogar 
mit der Bahn reden kann – über Streckensanierungen oder Bahnhofsmodernisierungen. 

Alles das sind Begleiterscheinungen einer BUGA oder IGA neben den touristischen 
Investitionen oder den städtebaulichen Aspekten. Etwa 500 Millionen Euro an direkten 
und begleitenden Investitionen werden im Rahmen einer Bundesgartenschau oder In-
ternationalen Gartenausstellung investiert. 

Das Besondere ist – das hat bisher tatsächlich immer geklappt –, dass das definierte 
Startdatum die Akteure ungemein diszipliniert. Am 23. April 2027 werden die Tore der 
IGA in Duisburg, in Gelsenkirchen und in Dortmund öffnen. Es werden vorne die Gäste 
hereinkommen. und hoffentlich wird der Bundespräsident oder die Bundespräsidentin 
diese Veranstaltung eröffnen; die Anfragen laufen gerade. Natürlich werden hinten 
noch die Bagger rausfahren, aber diese Veranstaltung öffnet. Das heißt, man hat es 
innerhalb eines relativ kurzen Zeitraums geschafft, in den Städten mit den investiven 
Maßnahmen und auch mit der Durchführung – Vorbereitung der Gelände für die gärtne-
rischen und für andere Ausstellungsbeiträge –, diese Dinge auf den Punkt umzusetzen.  

Der Geschäftsführer der BUGA Mannheim war ein kommunaler Mitarbeiter, der für die 
BUGA freigestellt wurde. Er hat gesagt, er hätte es im Rahmen der normalen Verwal-
tungsstrukturen nicht geschafft, dieses Invest in vorgegebenem Zeitraum umzusetzen. 
Wir geben uns mit dem Instrument BUGA auch eine gewisse Freiheit für die optimale 
Koordinierung. Das ist für mich wesentlich. 

Den Werbeblock abschließend möchte ich Ihnen das gute Gefühl geben: Wenn öffent-
liche Mittel in den Bereich IGA/BUGA investiert werden, dann sind sie gut investiert, 
auch wenn ich weiß, dass wir in Nordrhein-Westfalen mit der REGIONALE oder der 
schon angesprochenen IBTA auch andere Formate haben. Auch diese haben einen 
hohen Wert, aber diesen hohen Wert haben eben auch Bundesgartenschau und Inter-
nationale Gartenausstellung.  

Und noch ganz kurz ein bisschen tiefer in die beiden Prozesse hinein: Im Ruhrgebiet 
ist das Agieren auf drei Ebenen sehr wichtig. Wir fokussieren nicht nur auf die Zu-
kunftsgärten und investieren dort, sondern auch auf der zweiten Ebene: An unseren 
Gärten beteiligen sich ungefähr 30 Ruhrgebietskommunen. Es gab erkennbare För-
derbeiträge. Ich glaube, es war ein Förderbescheid über 10 Millionen Euro, den die 
Ministerin in Waltrop am Schiffshebewerk übergeben hat. 

Es passiert unglaublich viel im Ruhrgebiet, in den Ruhrgebietsstädten. Gerade jetzt zu 
Beginn des Jahres ist die Ebene Maingarten gelauncht worden, wo die örtlichen, loka-
len Initiativen, Bürger, Vereine etc. sich auch beteiligen können und was im Rahmen 
der IGA kommuniziert wird. Das ist ein Format, das wirklich bewegt und das die Men-
schen in der Region entsprechend mitnimmt, um diese Ziele zu erreichen. 

Ein Teil des Zielkanons ist es, grünste Industrieregion der Welt zu werden. Der An-
spruch, den das Ruhrgebiet für sich formuliert hat, ist klimaresilient und grün. Es gibt 
viel Renaturierung, um die Lebensqualität zu steigern. 
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Wir haben die Zahlen aus dem letzten Jahr vom Tourismusreferat gesehen: neun Mil-
lionen Übernachtungen im Ruhrgebiet. Wir reden vom Ruhrgebiet, und das ist eine 
Zahl, die durchaus steigerungsfähig ist. Das heißt, auch das ist eine Region, die nicht 
nur Geschäftsreisetourismus, sondern auch privaten Tourismus anzieht. Wie erwähnt: 
Das ist ein Dekadenprojekt mit Langzeitwirkung, was das Ruhrgebiet in seiner Trans-
formation deutlich verändert. 

Es wird fleißig gebaut, die Bagger laufen, die Aussteller werden akquiriert. Es ist ge-
plant, bis zu 30 Aussteller pro Zukunftsgarten pro Standort zu gewinnen, also knappe 
100 Aussteller, die verschiedenste Themen zeigen: Nachhaltigkeit, „Wie wollen wir 
morgen leben?“, genau die Zukunftsthemen für das Ruhrgebiet. Die gärtnerischen Bei-
träge werden gerade geplant. Das Veranstaltungsprogramm ist groß, und jetzt geht es 
gerade an den Feinschliff bei Themen wie Mobilität, ÖPNV, Ticketing. Am Ende erwar-
ten wir 2,6 Millionen Besuche, etwa 2 Millionen Menschen inklusive Dauerkartenbesit-
zer, die die Parks auch mehrfach besuchen. Diese Größenordnung werden wir min-
destens erreichen. Ich bin mir sicher, dass es mehr werden. 

Für 2037 sind wir natürlich noch nicht ganz so weit. Aber auch dort sind es drei große 
Bereiche, für die die IGA Motor der Transformation sein soll. Als wir als Deutsche Bun-
desgartenschau-Gesellschaft vor der Frage standen, ob wir die IGA 2037 an das Rhei-
nische Revier, Landfolge Garzweiler vergeben, war diese Frage relativ schnell beant-
wortet. Denn ein so großes Transformationsprojekt in diesem Maßstab mit einer Gar-
tenausstellung zu begleiten, ist auch für uns von Bedeutung, weil man zeigen kann, 
dass große Landschaftstransformationsprozesse mithilfe einer solchen IGA funktionie-
ren können: Perspektiven nach dem Kohleausstieg, der geplante Landschaftsumbau, 
neue Lebensqualität, neues Wirtschaften, wirtschaftliche Impulse für die Region und 
begleitend Mobilität und Infrastruktur entwickeln.  

Ich hoffe, das wird tatsächlich ein Modellprojekt mit großem europäischem Charakter, 
weil man an der Transformation dieser Landschaft zeigen könnte, wie so etwas vor-
bildhaft funktionieren kann. Ich bin mir sicher, dass wir diesbezüglich sehr viel Inte-
resse wecken können. 

Noch zwölf Jahre – das hört sich lang an, ist es aber nicht. Derzeit verhandeln wir 
Stuttgart und Karlsruhe über die BUGAs 2043 und 2045, und selbst das ist nicht mehr 
lang hin. Aber hier müssen wir erst einmal noch ein paar Hausaufgaben machen. In 
den nächsten Tagen, Wochen und Monaten schließen wir weitere Verträge und klären 
Finanzierungssicherheit und Ressortzuständigkeiten. 

Es gibt zwar schon einen Kabinettsbeschluss, aber wir brauchen es vielleicht noch ein 
bisschen konkreter, um arbeiten zu können und um die Synergien zur IBTA optimal 
herstellen zu können. Wir glauben daran – und die Machbarkeitsstudie unterstützt 
dies –, dass gerade die Aspekte der Internationalität, der Innovation, der Inspiration 
durch die IGA dem Rheinischen Revier noch einmal einen sehr großen Impuls geben 
können.  

Bitte nehmen Sie mit: Seit 70 Jahren machen wir BUGAs und IGAs, die funktionieren. 
Diese Instrumente wirken. Sie sind nachhaltig und ein spannendes Instrument, das 
man gerne weiter unterstützen darf. 
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(Allgemeiner Beifall) 

André Stinka (SPD) bedankt sich für den Vortrag und fragt Dr. Schloemer, ob dieser 
vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels zuversichtlich sei, dass die beteiligten 
Firmen den Zeitplan einhalten könnten. Zudem wolle er wissen, was dafürspreche, 
dass der ÖPNV nach den suboptimalen Erfahrungen von der Fußball-Europameister-
schaft bei den anstehenden Events im Ruhrgebiet besser funktionieren werde. 

Matthias Goeken (CDU) verweist auf die Erfahrungen seines Landkreises Höxter mit 
einer Landesgartenschau. Die Region habe über 630.000 Besucher zu verzeichnen 
gehabt; erstmalig sei zudem die Kopplung des Tickets an den ÖPNV möglich gewe-
sen. Er bestätigt zudem, dass die getätigten Investitionen auch im städtebaulichen Be-
reich zu langfristigen Perspektiven geführt hätten. Deswegen sei es auch richtig, dass 
sich der Wirtschaftsausschuss damit beschäftige, da Infrastruktur geschaffen werde, 
die langfristig genutzt werden könne. 

Die Ambitionen zwängen alle Beteiligten, zusammenzuarbeiten. Er fragt Dr. Schloe-
mer, wo es diesbezüglich noch hake und wo man noch helfen könne, auch vor dem 
Hintergrund, dass die öffentlichen Fördermittel in den nächsten Jahren nicht unbedingt 
weiter anstiegen. 

Dietmar Brockes (FDP) führt aus, er sehe ebenfalls ein enormes Potenzial, gerade 
wenn man die verschiedenen Veranstaltungen zusammendenke. Auch wenn eine Gar-
tenschau abgeschlossen sei, bleibe viel für die Nachwelt hängen, und es lohne sich 
für die Menschen auch später noch, dorthin zu fahren. Er danke Dr. Schloemer für den 
Vortrag und frage ihn, ob sich der volkswirtschaftliche Nutzen quantifizieren lasse. 

Dr. Achim Schloemer (GF Deutsche Bundesgartenschau-Gesellschaft) bestätigt, 
dass die Landesgartenschau Höxter sehr gut funktioniert habe, sodass man gegen-
wärtig sogar überlege, ob eine Bundesgartenschau in der Region Oberweser ein 
Thema sein könnte. In der Tat sei die Landesgartenschau in Neuss 2026 mit sehr 
kurzem Vorlauf und ambitionierter Zeitplanung gestartet; für die IGA passe der Zeitplan 
aber insgesamt; die beteiligten Firmen hätten in der Regel keinen Fachkräftemangel. 

Der ÖPNV hingegen sei ein schwieriges Thema. Für die Bundesgartenschau Oberes 
Mittelrheintal 2029 sei man in Gesprächen mit dem ÖPNV, und man müsse aufpassen, 
dass der Preis für das Ticket nicht zu hoch werde. Bei der IGA im Ruhrgebiet bestehe 
eine ähnliche Herausforderung. Man kalkuliere derzeit mit 29 anstatt mit 24 Euro für 
den Tageseintritt bei 50 % Rabatt für Begünstigte – ohne den ÖPNV. Wenn der ÖPNV 
Forderungen in einer ähnlichen Größenordnung wie für 2029 erhebe, werde das Ticket 
wahrscheinlich zu teuer. Daher suche man eine Lösung, auch da die IGA für die An-
reise mit dem Pkw Flächen bereitstellen müsse und die Parkgebühren die Kosten für 
das Parken wahrscheinlich nicht decken könnten. 

Man wolle auch nicht die Anreise mit dem Pkw über einen Anteil am Eintrittspreis för-
dern, schließlich plane man, ähnliche Zahlen wie Mannheim zu erreichen, als über 
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50 % der Besucher mit ÖPNV, Regional- und Fernverkehr der Deutschen Bahn ange-
reist seien. Ob der ÖPNV dies auch bewältigen könne, müsse man sehen. Trotzdem 
setze man stark darauf, mindestens einen Anteil von 30 % am Modal Split erreichen 
zu können. 

Der volkswirtschaftliche Nutzen sei quantifizierbar. Für jede BUGA gebe es im Nach-
gang eine entsprechende Aufbereitung, die das Invest, die Nachhaltigkeit, die anhal-
tend steigenden Gäste-Übernachtungszahlen und anderes kalkulatorisch in Relation 
setze. Diese Zahlen habe man aufbereitet und man könne sie auch liefern. Insgesamt 
verblieben in der Regel 60 % der ausgegebenen Mittel für die Investitionen im direkten 
Umfeld der Kommune, 80 % blieben im eigenen Bundesland. Dies bedeute einen 
Boost für die regionale Wirtschaft. 

Auch Marc Zimmermann (GRÜNE) bedankt sich für den Vortrag. Da es im Ruhrgebiet 
schon bestimmte Strukturen gebe, wolle er wissen, welche Herausforderungen der 
Strukturwandel im Rheinischen Reviers mit sich bringe und wie weit man in der Ver-
netzung im Rheinischen Revier vorangeschritten sei, um die Voraussetzungen für die 
Realisierung des Vorhabens in der Kürze der Zeit zu schaffen.  

In Wuppertal bei der BUGA 2031 beispielsweise, hebt Dr. Achim Schloemer (GF 
Deutsche Bundesgartenschau-Gesellschaft) hervor, zeichne die BUGA GmbH für 
den Investitionshaushalt verantwortlich. Im Ruhrgebiet hingegen laufe das Investive 
über die Städte Duisburg, Gelsenkirchen, Dortmund und Lünen bzw. die Region Em-
scherland. Dies mache die Koordinierung nicht einfacher, weil die GmbH in Planung 
und Durchführung darauf aufsetzen müsse. Insofern müssten die vorhandenen Struk-
turen erst einmal synchronisiert werden; dies funktioniere aber.  

Die Vorbereitung laufe im Rheinischen Revier, Landfolge Garzweiler, hervorragend, 
weil man einen Plan habe, der sogar ohne eine IGA funktionieren könnte, selbst wenn 
dies ein wenig länger dauerte, und es fundierte Grundlagen sowie klare Projekt- bzw. 
Prozessentwicklungen gebe. Dies mache ihn sehr zuversichtlich, dass man die ver-
bleibenden zwölf Jahre gut nutzen werde. Zudem gehe er davon aus, dass die Durch-
führung der IBTA schon Dinge anschiebe, was dann allerdings auch noch synchroni-
siert werden müsse.  

Mit Blick auf die fortgeschrittene Zeit bietet Lena Teschlade (SPD) an, ihre Fragen zur 
Vorlage 18/3653, Bericht der Landesregierung zum Strukturwandel, schriftlich an die 
Landesregierung zu richten. Die Landesregierung möge diese bis zur nächsten Sit-
zung des Ausschusses ebenfalls schriftlich beantworten. 
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4 Mehr Zukunft für den stationären Einzelhandel schaffen – Innenstädte als 

 zentrale Wirtschafts- und Lebensräume neu beleben.  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/10879  

Ausschussprotokoll 18/794 (Anhörung vom 07.01.2025) 

(Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie – federführend –, an den Ausschuss für Hei-
mat und Kommunales sowie an den Ausschuss für Bauen, Woh-
nen und Digitalisierung am 9. Oktober 2024) 

Dietmar Brockes (FDP) betont, in der sehr guten Anhörung zum Thema „Einzelhan-
del“ sei deutlich geworden, dass der Strukturwandel unaufhaltsam voranschreite und 
dringender Handlungsbedarf im Land bestehe, da die Innenstädte an Attraktivität 
ebenso wie ihre zentrale Bedeutung als Wirtschaftsfaktor verlören. Insbesondere die 
kleinen und mittleren Städte seien im Moment sehr bedroht. 

Seine Fraktion habe daher den Antrag mit vielen Vorschlägen – Bürokratieabbau, ak-
tives Management der Leerstände, Förderung privater Investitionen – zur Lösung der 
Kernprobleme eingebracht. Konkret gelte es, eine bessere Förderung für Immobilien 
und Standortgemeinschaften ebenso wie die Einführung von flächendeckenden digi-
talen Plattformen für Ansiedlungs- und Leerstandsmanagement umzusetzen. Zudem 
fordere er die Wiederauflage des Programms „Digitalen und stationären Einzelhandel 
zusammendenken“. Es brauche dringend Deregulierung sowie Flexibilität bei der 
Stadtentwicklung und den Öffnungszeiten. Bei Ablehnung des vorliegenden Antrages 
erwarte er zudem konkrete Vorschläge der regierungstragenden Fraktionen, damit 
dem Einzelhandel geholfen werde.  

Aufgrund der guten Anhörung sei er der FDP für das Einbringen des Antrags dankbar, 
sagt Jan Matzoll (GRÜNE). Wichtig sei, den Einzelhandel nicht isoliert zu betrachten, 
sondern eingebettet in einen funktionierenden Sozialraum „Innenstadt“. Letzteres 
komme in dem FDP-Antrag aber nicht richtig zum Zuge. 

Zudem sei ein sehr ähnlicher Antrag der schwarz-gelben Koalition mit sehr ähnlichen 
Forderungen vom Landtag im Mai 2021 beschlossen worden. Nun mit den gleichen 
Rezepten auf die dramatisch zugespitzte Problematik zu reagieren, halte er jedoch für 
nicht richtig. Man dürfe nicht nur auf die Einzelhandelsperspektive schauen und ver-
hindern, dass Verkaufsfläche weniger werde, sondern müsse eine größere Vielfalt in 
den Innenstädten schaffen. Funktionierende Innenstädte seien essenziell. 

Auch die CDU-Fraktion sei dankbar, dass das Thema in der Breite diskutiert werde, 
sagt Thomas Okos (CDU). Manche Erkenntnisse des Antrags seien richtig, andere 
Betrachtungen allerdings nicht zielführend. Jede Innenstadt und jeder Einzelhandel 
besäßen eigene zu beachtende Kriterien. Viele Immobilien etwa erfüllten nicht die 
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heutigen Anforderungen und hätten beispielsweise zu wenig Schaufenster oder seien 
zu wenig lichtdurchflutet.  

Viele Themen müssten daher individuell vor Ort erörtert werden. Deshalb seien man-
che Impulse, egal ob von der FDP oder vom Land kommend, nicht zielführend. An 
dem Antrag vermisse er zudem, dass dieser bestehende Angebote des Landes nicht 
würdige. Die individuelle Stärkung vor Ort dürfe nicht vernachlässigt und die Multifunk-
tionalität müsse stärker berücksichtigt werden. 

Christian Loose (AfD) bemerkt, dass der Sachverständige von der Gesellschaft für 
Fortschritt und Freiheit, Herr Thomas Mertens, den Antrag in der Anhörung aus seiner 
Sicht als ehemaliger Bürgermeister beleuchtet habe. Dieser habe darauf verwiesen, 
dass Kaufkraft unter Beteiligung der Städte und Kommunen auf die grüne Wiese ab-
gewandert sei und Coronamaßnahmen sowie die damit einhergehende Stärkung des 
Internethandels die Lage noch verschärft hätten. 

Entgegen den Intentionen des Antrags habe der Sachverständige sehr deutlich auf die 
Mitverantwortung der Grundstückseigentümer verwiesen und angemahnt, nur dort zu 
fördern, wo sich die Beteiligten – Grundstückseigentümer, Pächter, Stadt – in einer 
Standortgemeinschaft aneinanderbänden. Der Sachverständige habe von allen plan-
wirtschaftlichen Ansätzen abgeraten und die Meinung vertreten, dass jede Kommune 
am besten wisse, was getan werden könne. Eine zentrale Organisation sei demnach 
keine Hilfe, erst recht nicht, wenn sie von der Landesebene angeordnet werde.  

Dem Antrag könne er nichts abgewinnen. Ganz im Gegenteil mündeten das geforderte 
Kompetenzzentrum oder andere Landesinitiativen vielmehr in weiterer Bürokratie, und 
am Ende fänden sich ehemalige Abgeordnete dann in solchen Landesgesellschaften 
als Geschäftsführer oder in anderen Funktionen wieder. Dies könne nicht das Ziel sein.  

Dietmar Brockes (FDP) vertritt die Ansicht, dass der von Christian Loose (AfD) zitierte 
Sachverständige von der Situation in Nordrhein-Westfalen keine Ahnung gehabt habe 
und auch schon ein paar Tage aus dem Geschäft als Bürgermeister raus sei. 

In Richtung der regierungstragenden Fraktionen bemängele er, dass diese die Vor-
schläge nur abgetan hätten, ohne eigene Vorschläge gemacht zu haben. 

Die FDP wolle gerade die Stärkung der Interessen von Standortgemeinschaften, weil 
diejenigen die Lage vor Ort am besten kennten. Da es sich aber um ein landesweites 
Problem handele, müsse auch mehr vonseiten der Landesregierung geschehen. Dies 
scheine bei den regierungsnahen Fraktionen nicht angekommen zu sein, denen es 
wohl nur um eine Ablehnung des Antrages gehe. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD 
gegen die Stimme der Fraktion der FDP ab.  
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5 Die schwarz-grüne Halbzeitbilanz ist vor allem eine wirtschaftspolitische 

Schadensbilanz – Wirtschafts- und Strukturkrise in Nordrhein-Westfalen – 
Jetzt NRW-Agenda für Wachstum und Fortschritt beschließen  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/11598  

Ausschussprotokoll 18/828 (Anhörung vom 05.02.2025) 

(Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie am 6. Dezember 2024) 

Dietmar Brockes (FDP) mahnt, in der Aktuellen Stunde zu Beginn der Sitzung sei die 
Lage in Nordrhein-Westfalen deutlich geworden. Immer mehr Arbeitsplatzabbau 
drohe, weshalb Nordrhein-Westfalen dringend eine Trendwende brauche. Die Landes-
regierung habe bislang keine eigenen Wachstumsimpulse gesetzt, sondern den Bund 
in Verantwortung genommen. Die Auswirkungen sehe man an der Börse: Zwar steige 
der DAX stark an, die Unternehmen verdienten ihr Geld aber nicht mehr in Nordrhein-
Westfalen.  

Nach einer Stellungnahme von unternehmer nrw seien wesentliche Inhalte des An-
trags bei Beschluss und Umsetzung geeignet, eine dynamische Wirtschaftsentwick-
lung in Nordrhein-Westfalen zu entfalten. Die IHK erwarte nach seiner Aussage für die 
zweite Legislaturperiode endlich klare Prioritäten für Wohlstand und Wachstum sowie 
eine Guideline, um diesen Wandel einzuleiten und neues Vertrauen zu schaffen. Pro-
fessor Bogumil wiederum habe den Bürokratieabbau angesprochen, für den es vor 
allem die Schaffung klarer Zuständigkeiten und konkrete Umsetzungsprojekte bedürfe. 
Insgesamt gebe es also sehr viel Zustimmung für den vorliegenden Antrag, und daher 
bitte er auch um Zustimmung zu selbigem. 

Vorliegender Antrag sei unter Wahlkampfmanöver abzuspeichern und inhaltlich der 
schlechteste, den er bislang von der FDP gelesen habe, kritisiert Thomas Okos 
(CDU). Von 21 Forderungspunkten seien 20 wortgleich oder in einem ähnlichen Ton 
wieder aufgenommen worden. Auch habe er eine andere Wahrnehmung der Aussa-
gen der Sachverständigen. Professor Bogumil etwa habe die Ansätze zum Bürokratie-
abbau gewürdigt, Dr. Hartmann von der WHKT habe die Fachkräftesicherung durch 
die Landesinitiativen gelobt. Die Thematik losgelöst von der Bundespolitik mit ihren 
vielen Versäumnissen zu betrachten, sei schwierig.  

Jan Matzoll (GRÜNE) lobt die Diskussion in der Anhörung, da diese kaum Bezug auf 
den sehr auf den Bundestagswahlkampf fokussierten Antrag genommen, sondern sich 
ernsthaft mit der Gesamtsituation und mit den Fragestellungen rund um Investitionen 
und Bürokratieabbau beschäftigt habe. Man sei sich einig, dass man an die Situation 
grundlegend anders herangehen müsse. Der Landesregierung habe Professor 
Bogumil, etwa bei den Praxischecks, aber durchaus gute Ansätze bescheinigt.  
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Gerade die Diskussion in der Aktuellen Viertelstunde zu Beginn der Sitzung habe ge-
zeigt, dass das Thema und beispielsweise der Stahlmarkt viel komplexer seien, als 
der ideologische Antrag vermittle. Es sei kein Zufall, dass die FDP sich nicht am ge-
meinsamen Strategiepapier von Grünen, CDU und SPD beteiligt habe, da die FDP 
gerade bei diesen für NRW so zentralen Themen nicht bereit sei, sich aus der ideolo-
gischen Komfortzone zu lösen und das Thema problemorientiert anzugehen. Darüber 
hinaus sei es falsch, zu sagen, in NRW passiere nichts. Das neue Förderprogramm 
„NRW.Bank.Invest Zukunft“ belege gerade in Zeiten einer schwierigen Haushaltssitu-
ation das Gegenteil. 

Wie sich die Investitionsdynamik auf Bundesebene entwickele, könne man noch nicht 
abschätzen. Aber gerade in dieser angespannten Lage beweise man Handlungsfähig-
keit und mache deutlich, dass die Transformation der Industrie und der Wirtschaft im 
Vordergrund stehe, damit NRW Industrieregion bleiben und gleichzeitig klimaneutral 
werden könne. Dies sei aber nicht so einfach, wie die FDP das in ihrem Antrag dar-
stelle, daher werde man diesen ablehnen. 

Leider mache der Antrag eine große Bandbreite – von Kernfusion bis Kitagebühren – 
auf, bedauert André Stinka (SPD). Sinnvoller wäre es, sich auf das eine oder andere 
zu konzentrieren. Auch seien einzelne Punkte für die SPD-Fraktion so nicht tragbar. 

Bezogen auf die Anhörung hätte der Unternehmerverband gerade im Bereich von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren deutlich gemacht, dass man dort eine Presse-
mitteilung von Dezember, was im Land passieren solle, zwar kenne, die Umsetzung 
aber auf sich warten lasse. Professor Bogumil habe zudem tatsächlich deutlich ge-
macht, dass die Praxischecks ein guter Ansatz seien, allerdings gebe es diese bislang 
nur in einem Fall.  

Vor geraumer Zeit habe es im Land zudem eine Debatte darüber gegeben, wie die 
One-in-one-out-Regel umgesetzt werden solle. Kriterien für die Umsetzung seien da-
mals aber nicht klar gewesen. Danach habe man nichts mehr davon gehört. Über Pla-
nungs- und Genehmigungsbeschleunigung werde zwar viel gesprochen, leider bleibe 
die Umsetzung häufig im Nebel.  

Dies treffe auch auf die industriepolitische Dimension und Diskussion in NRW zu. Der 
Ministerpräsident habe medienwirksam zu einem industriepolitischen Gipfel geladen. 
In dem dort entstandenen Papier werde aber viel nach Berlin gezeigt, anstatt sich an 
die eigene Nase zu fassen. Man produziere gerne viel Überschriften, bleibe hinter den 
gesteckten Zielen jedoch zurück. Die Regierung sei nun mittlerweile drei Jahre im Amt, 
sodass diesbezüglich mehr hätte kommen können und dürfen. 

Schon die Erkenntnisse aus der Anhörung hätten ein düsteres Bild gezeichnet, der 
Konjunkturbericht des RWI sei dann aber noch schlimmer gewesen, sagt Christian 
Loose (AfD). Jeden Monat verschwänden 10.000 Industriearbeitsplätze in Deutsch-
land und viele Firmen verlagerten ihren Geschäftsbetrieb ins Ausland oder planten 
dies. Der Schaden durch Schwarz-Grün sei vorhanden, dieser wurde auf Bundes-
ebene aber auch durch die Ampel vorangetrieben. Nach der beschlossenen Schulden-
orgie und den Wahllügen des Kanzlerkandidaten Friedrich Merz hätten die Unter-
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nehmen das Vertrauen in die regierenden Politiker verloren. Inzwischen werde das po-
litische Risiko in allen Kalkulationen von Industrieunternehmen als das größte Problem 
für Investitionen in Deutschland angesehen. 

In der Anhörung sei erstaunlich gewesen, dass dem Vertreter von unternehmer nrw 
nicht zu entlocken gewesen sei, wer dauerhaft die höheren Strompreise bezahlen 
solle, während auch dieser Verband das Hohelied der Transformation singe. Solange 
die FDP ebenfalls das Lied der Klimareligion singe und nicht bereit sei, die strukturellen 
Probleme der EU-Vorschriften anzugehen, sei vorliegender Antrag unglaubwürdig. 
Das Ziel der Klimaneutralität bis 2045 könne nur durch die Vernichtung der eigenen 
Industrie erreicht werden. Die Bürokratie durch Gebäudeenergiegesetz, CBAM und 
viele andere Vorschriften blieben auch mit diesem Antrag.  

Gleich zu Beginn ihrer Ausführungen benennt Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) 
einige der drängendsten Probleme Deutschlands und Nordrhein-Westfalens: zu hohe 
Bürokratiekosten, Fachkräftemangel, hohe Kosten für Arbeit und Energie, dringend 
benötige Investitionen. Da tröste es wenig, dass sich Nordrhein-Westfalen im Ver-
gleich zum Bund konjunkturell etwas besser schlage. Es brauche bessere Rahmenbe-
dingungen, aber beispielsweise bei den Energie- und Rohstoffpreisen könne das Land 
Nordrhein-Westfalen keine eigenen Aktivitäten über Gesetze oder Verordnungen ent-
wickeln.  

Deswegen sei es richtig gewesen, dass der Ministerpräsident und sie zusammen mit 
den Spitzenvertretern der Gewerkschaften und der Industrie einen industriepolitischen 
Impuls in der Phase der Regierungsbildung auf Bundesebene gesetzt hätten. Diesbe-
züglich zeige die nächste Bundesregierung hoffentlich mehr Handlungsfähigkeit als 
die letzte. Schließlich brauche man dringend eine Senkung bei den Energiekosten. 

Sie freue sich allerdings, dass in der Anhörung die Fach- und Arbeitskräfteoffensive in 
NRW gelobt worden sei. Es sei eine Chance für Deutschland in Europa, aus den zur 
Verfügung stehenden Mitteln etwas zu machen. Dafür brauche es aber nicht nur 
schnelle, schlanke, unbürokratische Verfahren, sondern vor allem Arbeits- und Fach-
kräfte. Das diesbezügliche Lob der Experten in der Anhörung bestätige den Kurs der 
Landesregierung.  

Trotz schlechter Zahlen und wirtschaftlicher Stagnation wolle sie die Lichtblicke nicht 
unausgesprochen lassen. So sei 2024 die Zahl der Neugründungen in Nordrhein-
Westfalen um 20 % gestiegen. Dies bedeute ein vitalisiertes Start-up- und Neugrün-
dungsgeschehen sowie 951 Millionen Euro privates Kapital, das man gezielt nach 
Nordrhein-Westfalen habe holen können. Die Bemühung der Landesregierung, neue 
Impulse durch Innovation, neues Wachstum aus dem Ökosystem „Forschung/Mittel-
stand/Start-ups“ ins Land zu holen, scheine zu greifen.  

Nordrhein-Westfalen müsse wieder der Standort für Innovation in der Bundesrepublik 
werden. Daher unterstütze die Landesregierung auch mit den Möglichkeiten der För-
derbank nicht nur Industrie, Grundstoffindustrie, sondern vor allem auch die kleinen 
und mittleren Unternehmen. Das Programm „NRW.BANK.Invest Zukunft“ sei ab Mai 
im einfachen Geschäftsbankverfahren verfügbar und beinhalte eine Finanzierungs-
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unterstützung für KMU mit einer klugen Kombination aus Kreditzinsvergünstigungen 
und Tilgungsnachlässen – je kleiner das Unternehmen, desto größer der Tilgungs-
nachlass. Man vertraue darauf, dass die Kombinationsfähigkeit mit dem Sonderbürg-
schaftsprogramm „Grüne Transformation“ einen Investitionsturbo für den Mittelstand 
bedeute.  

Seit zwei Jahren betone sie regelmäßig die dringende Notwendigkeit des Kraftwerksi-
cherheitsgesetzes – für eine flexible Leistung in Ergänzung zum Hochlauf der Erneu-
erbaren für Nordrhein-Westfalens Kraftwerkstandorte. Die beschleunigte Genehmi-
gung in Zusammenarbeit der Genehmigungsbehörden mit dem Umwelt- und dem 
Energieministerium sei in vollem Gange; man sei vorbereitet, wenn ein Kraftwerksi-
cherheitsgesetz im Bund beschlossen werde.  

Überdies übertrage man die guten Erfahrungen mit der Genehmigungsbeschleuni-
gung im Bereich der erneuerbaren Energien jetzt Schritt für Schritt auch auf Genehmi-
gungsprozesse für industrielle Anlagen. Beispielsweise sei der Praxischeck für die 
schnellstmögliche Genehmigung von Elektrolyseuren gemeinsam mit dem Bundes-
wirtschaftsministerium erfolgreich abgeschlossen worden. Das MWIKE wende die 
Idee des Praxischecks regelmäßig an, um Wege zu finden, substantiell und kon-
zentriert unnötige Bürokratie abzubauen. Dazu nutze man auch das im Wirtschaftsmi-
nisterium verantwortete Wirtschafts-Service-Portal.NRW. Dieses voll digitale Portal er-
mögliche eine Gewerbeanmeldung, die früher knapp einen Monat gedauert habe, nun 
in sieben Tagen. 

Die Landesregierung sei entschlossen, in konstruktiven Arbeitsformaten das zu schaf-
fen, was die Wirtschaft brauche: schlanke, möglichst digitale Verfahren, die Sicherung 
von Finanzierbarkeit und Transformation sowie die Bekämpfung des Arbeits- und 
Fachkräftemangels.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD 
gegen die Stimme der Fraktion der FDP ab. 
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6 Keine Familie auf dem Weg in die Klimaneutrale Zukunft zurücklassen.  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/9729  

Ausschussprotokoll 18/795 (Anhörung vom 10.01.2025) 

(Überweisung an den Ausschuss für Europa und Internationales – 
federführend –, an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume, 
an den Verkehrsausschuss, an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie am 5. Juli 2024) 

André Stinka (SPD) bemerkt, in der Anhörung sei klargemacht worden, dass eine 
Landesregierung – auch vor dem Hintergrund von Green Deal – bei Maßnahmen auf 
der europäischen Ebene durchaus eigene Akzente bei den Themen „Klimageld“ und 
„soziale Flankierung“ setzen und sich zudem frühzeitig in die Gesetzgebung auf der 
europäischen Ebene einbringen könne.  

Staatssekretär Horsetzky habe seinerzeit das „Frühwarnsystem Europa“ eingeführt, 
welches durch die Staatssekretärin im Wirtschaftsministerium weitergeführt werde. Die 
SPD-Fraktion interessiere es, wie aktiv sich die Landesregierung mit diesem Früh-
warnsystem einbringe und wie frühzeitig sie über die Landesvertretung, über die ent-
sprechenden Gremien auf die normative Wirkung der europäischen Ebene einwirke, 
damit nicht Dinge veranlasst würden, über die man später schwierig diskutieren 
müsse. Er frage die Landesregierung, wie diese die eigene Schwerpunktsetzung im 
Bereich der sozialen Flankierung sehe und was sie im Bereich des Frühwarnsystems 
Europas organisiere. 

Dr. Christian Untrieser (CDU) kritisiert, man habe sich in der Obleuterunde darauf 
verständigt, diesen Tagesordnungspunkt nicht zu beraten. Sich kurz vor der Aus-
schusssitzung eine Aussprache zu wünschen und dann sofort in diese einzusteigen, 
finde er nicht sehr kollegial. Seine Fraktion habe sich in diesem Fall nicht auf den Ta-
gesordnungspunkt vorbereiten können. Daher werde man inhaltlich nichts zu dem 
Thema sagen. 

Aus seiner Sicht, so Michael Röls-Leitmann (GRÜNE), sei in der Anhörung klarge-
worden, dass der Antrag auf der Landesebene komplett falsch verortet sei. Viele 
Punkte seien auf der europäischen bzw. auf Bundesebene zu adressieren. Die Mög-
lichkeiten, auf Landesebene Akzente zu setzen, seien im Gegensatz zur Darstellung 
der SPD-Fraktion sehr gering.  

Zudem erschließe sich ihm nicht, weshalb nur berufstätige Familien bei der Transfor-
mation sozialverträglich unterstützt werden sollen. Es gebe zahlreiche vulnerable 
Gruppen in der Gesellschaft, die der Antrag außen vor lasse. Die Grünen wollten über 
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alle politischen Ebenen hinweg eine klimagerechte Transformation gestalten, die nie-
manden zurücklasse. Der Fokus auf berufstätige Menschen sei vielleicht symptoma-
tisch, wenn man sich etwa das Sondierungspapier in Berlin anschaue, nachdem das 
Bürgergeld relativ umfangreich geschreddert werden solle. 

Mit Bezug auf die Frage der SPD-Fraktion antwortet Ministerin Mona Neubaur (MWIKE), 
selbstverständlich führe man sinnvolle Dinge fort, die vorvergangene Regierungen 
festgelegt hätten. Dazu zähle sie auch das „Frühwarnsystem Europa“. 

Die Ausschusssitzung müsse pünktlich um 13 Uhr verlassen, um die Interessen des 
Industriestandorts NRW in der Landesvertretung in Brüssel gegenüber den Akteurin-
nen und Akteuren Europas zu vertreten. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag wird mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und 
AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD ab. 
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7 Einfach Bauen statt Mieten regulieren: Mit einer Bauwende für neue Woh-

nungen, bezahlbare Mieten und mehr Wachstum für alle  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/12733  

(Überweisung an den Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digi-
talisierung – federführend – sowie an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 19. Februar 2025) 

Der Ausschuss kommt überein, sich im Falle einer durch den 
federführenden Ausschuss durchgeführten Anhörung nachricht-
lich an dieser zu beteiligen. 
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8 Berufsorientierung stärken – Freiwilliges Handwerksjahr einführen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/12766  

(Überweisung an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales – federführend –, an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie sowie an den Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend am 20. Februar 2025) 

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag von 
Dietmar Brockes (FDP), sich an der im federführenden Aus-
schuss beschlossenen Anhörung pflichtig zu beteiligen. 
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9 Langes Warten beim Aufstiegs- und Meister-BAföG (Bericht beantragt von 

der Fraktion der FDP [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3563  

Dietmar Brockes (FDP): In der Tat steht dieser Punkt schon länger im Raum. Insbe-
sondere der Ministerpräsident hat sich vor anderthalb Jahren schon einmal zu diesem 
Missstand der Landesregierung geäußert, was die Genehmigung des Meister-BAföGs 
angeht. Dort ist in Teilen Besserung eingetreten, aber eben nach wie vor nicht beim 
Aufstiegs-BAföG. 

Ende letzter Woche war hierzu auch noch in der Rheinischen Post am Freitag nach-
zulesen, dass es viele Erzieherinnen in Velbert betrifft, die auf ihr Geld warten. Das ist 
aus meiner Sicht ein wirklich untragbarer Zustand. Seitens des Bundes gibt es die 
Förderung, die auch wichtig ist, um gerade Erzieherinnen, aber auch Handwerker ent-
sprechend zu unterstützen, wenn diese sich in einer Vollzeitausbildung befinden. Dann 
brauchen sie die Unterstützung des Staates. 

Die Möglichkeit gibt es, aber in Nordrhein-Westfalen können diese nicht genutzt wer-
den. Viele warten auf ihr Geld über Wochen und Monate oder warten, wie in dem Ar-
tikel am Freitag noch geschrieben, seit Juli letzten Jahres, als die Anträge gestellt wur-
den. Die Betroffenen erhalten keinerlei Informationen, wie der Stand der Dinge ist. Sie 
müssen einfach nur warten – warten über Monate, obwohl sie dringend darauf ange-
wiesen sind.  

Unter denjenigen, bei denen die Familien finanziell nicht in der Lage sind, sie zu un-
terstützen – was ja eigentlich auch nicht der richtige Weg sein sollte –, gibt es viele, 
die ihre Ausbildung deshalb abbrechen, obwohl wir sowohl beim Handwerk Fachkräfte 
benötigen, als auch bei den Erziehungsberufen große Probleme haben. Das ist dann 
auch ein Wirtschaftsthema. Wir hatten es in unserem Antrag auch schon einmal deut-
lich gemacht, wie viele Familienmitglieder gerade nicht Vollzeit arbeiten gehen können, 
weil es keine geregelte Betreuung gibt. 

Die Kräfte wären vorhanden, und deshalb möchte ich hier von der Landesregierung 
wissen, was jetzt endlich gemacht wird, um das Verfahren zu beschleunigen und damit 
die Betroffenen auch Informationen erhalten. In anderen Bundesländern – in Hessen 
zum Beispiel – ist das ein volldigitales Verfahren. Das heißt, derjenige kann den Antrag 
nicht abschicken, wenn seine Unterlagen nicht vollständig sind; er bekommt aber nach 
vier bis sechs Wochen die Bewilligung. Warum ist das in Nordrhein-Westfalen nicht 
möglich?  

Ich hätte gerne konkret gewusst, wie viele Anträge derzeit bei der Bezirksregierung 
liegen, sowohl Meister- als auch Aufstiegs-BAföG. Wie lange ist die durchschnittliche 
Bearbeitungszeit, und welche Maßnahmen werden jetzt endlich getroffen, damit die 
Betroffenen schnell an ihr Geld kommen? 
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Marc Zimmermann (GRÜNE): Lieber Herr Brockes, Sie haben den Bericht bekom-
men; es ist bezeichnend, dass dieser Bericht vom MSB, also vom Ministerium für 
Schule und Bildung, gekommen ist, und wir hier im AWIKE sitzen. 

Nichtsdestotrotz steht in diesem Bericht, was im Moment der Stand der Dinge ist, wie 
die Bearbeitungszeit ist. Und auch in NRW ist es möglich, über das AFBG Digital die-
sen Antrag digital zu stellen. Es muss aber immer auch die Möglichkeit des analogen 
Beantragens gegeben sein, und gerade hier entstehen die Schwierigkeiten. Das geht 
alles aus diesem Bericht hervor: Die Schwierigkeiten entstehen dadurch, dass analoge 
Anträge eingereicht werden. Da sind Fehler hinterlegt. Mittlerweile ist es so, dass die 
Antragsteller – so steht es auch im Bericht – innerhalb der Fristen die Rückmeldung 
bekommen, wenn der Antrag fehlerhaft oder nicht vollständig ist. Entsprechend frage 
ich mich, worüber wir hier jetzt diskutieren. Ich kann Ihre Kritik überhaupt nicht nach-
vollziehen. Wir sehen eindeutig eine Verbesserung. Wir sehen Möglichkeiten, die ge-
schaffen wurden, um digital Anträge zu stellen. 

Im Gegensatz dazu ist die Landesregierung 2022 mit einem Stand von 11.000 Anträ-
gen, die auf der Liste standen, die nicht bearbeitet waren, eingestiegen. Und der Grund 
dafür – und das wissen Sie auch – ist, dass ein FDP-geführtes Schul- und Wirtschafts-
ministerium zur damaligen Zeit die Erweiterung der Bezugsberechtigten nicht dahin 
gehend abgebildet hat, dass entsprechendes Personal in der Bezirksregierung bereit-
gestellt wurde. Und jetzt hier so zu tun, als wäre die jetzige Landesregierung dafür 
verantwortlich, halte ich für ein bisschen überzogen. 

Matthias Goeken (CDU): Der Vorredner hat es gerade schon angesprochen, ich 
möchte es aber nochmal besonders aus der Sicht des Handwerks darstellen: Diejeni-
gen, die einen Antrag stellen können, sind in der Regel nicht so versiert in den An-
tragsmodalitäten, die es gibt. Deswegen hat das Handwerk ganz bewusst geholfen 
und Förderinstrumente gemacht, damit denjenigen über die Kammern und auch über 
die Bildungsträger, die Meisterschulen machen, bei den Anträgen geholfen wird. Aber 
Sie wissen genau: Auch andere Gruppen haben die Möglichkeit, dieses Aufstiegs-BA-
föG in Anspruch zu nehmen, und dort fehlt die Hilfe oft. 

Dass digital und analog beantragt werden kann und nicht alle Anträge vollständig ein-
gehen, führt zu diesen großen Verwerfungen. Ich höre aus dem Handwerk, dass die 
Anträge, die auch mithilfe von Kammerorganisationen ausgefüllt werden, mittlerweile 
sehr wohl recht zeitnah bearbeitet worden sind. Nichtsdestotrotz sind die anderen 
Gruppen der Berechtigten, was Sie gerade geschildert haben, auch aus der Presse, 
vielleicht noch alleine, und da müssen wir helfen. Allerdings ist ein anderer Ausschuss 
gefragt, bei der Beantragung zu helfen. Ich glaube, das ist die Lösung des Falles. 

Wenn die Anträge nicht vollständig abgegeben werden, das wissen Sie aus vielen an-
deren Bereichen auch, führt das immer zu langen Wartezeiten; und das ist, glaube ich, 
die Ursache dessen, worüber wir heute diskutieren.  

Der Kollege hat es gerade schon angesprochen: Natürlich hätte man von vornherein, 
als wir 30 oder 40 % mehr Berechtigte hatten, auch dementsprechende Strukturen auf-
bauen müssen. Das ist nicht passiert. Da entstand ein großer Berg, der jetzt abgearbeitet 
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werden muss. Aber noch einmal: Aus dem Handwerk höre ich im Moment – und das ist 
auch deutlich geworden –, dass dort die Bearbeitungszeit wesentlich schneller ist. 
Aber wir haben auch noch Fälle, die Sie gerade geschildert haben, bei denen man 
helfen, unterstützen muss. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Es ist nicht nur so, dass die Landesregierung 
heute mit Unterstützung des MSB hier ist. Auch die Bezirksregierung Köln ist mit einer 
Vertreterin anwesend, um die Fragen zusätzlich zu dem, was im Bericht aufgeschrie-
ben ist, beantworten zu können. 

Ich will einfach hinterlegen: Für uns im Wirtschaftsministerium gilt, dass wir wahrge-
macht haben, was versprochen wurde, nämlich einen Kraftakt gemeinsam mit Bezirks-
regierung und mit Schulministerium, um sicherzustellen, dass man das BAföG nicht 
erst auszahlt, wenn die Meisterausbildung fertig ist. 

Die aufgestaute Anzahl von Anträgen wurde abgearbeitet. An der Stelle will ich die 
Gelegenheit nutzen, denen, die daran aktiv mitgearbeitet haben, herzlich zu danken. 
Uns liegen keine Hinweise der Handwerksorganisationen vor, dass es erneute Probleme 
gibt, und ich freue mich sehr, wenn ich das richtig verstanden habe. – Frau Wimmers-
hof aus der Bezirksregierung Köln steigt nun ein, und Frau Rühmkorf aus dem MSB 
würde sekundieren. 

Sylvia Wimmershof (Dezernat 45, BezReg Köln): Ich arbeite in der Bezirksregierung 
Köln auf der einen Seite in der Projektleitung genau zu dem Vorhaben, das Sie, Frau 
Ministerin, gerade erwähnt haben: der gemeinsamen Kraftanstrengung, dass wir im 
letzten Jahr die Bearbeitungszeiten für eingereichte Anträge erfolgreich haben senken 
können. Jetzt momentan arbeiten wir genau daran, die Bearbeitungszeiten bei Nach-
reichungen weiter zu senken.  

Ich bedanke mich, dass Sie die Anstrengungen von den Beschäftigten des Dezernats 
49 wahrnehmen, die mit einem sehr hohen Engagement genau daran arbeiten, dieser 
enormen Verantwortung gerecht zu werden und die sich auch der enormen Bedeutung 
der Förderung nach AFBG in dem Kontext, zum Beispiel bei den Erziehern, nachzu-
kommen. Sie geben alles, was Sie können, um jeden einzelnen Antrag so schnell wie 
möglich abzuarbeiten. 

Bei so gut wie keinem Fall, der uns im Rahmen des Beschwerdemanagements vorge-
legt wird, zeigt sich ein Versäumnis. Sie haben vorhin die drei Fälle aus der Presse 
der letzten Woche angesprochen. Wir sind diesen Fällen nachgegangen, und ich kann 
Ihnen dazu zurückmelden, dass einer der drei Fälle nach der Aufforderung der Nach-
reichung keine Unterlagen eingereicht hat. Bis heute liegen uns keine Unterlagen 
nachgereicht vor.  

Bei einem zweiten Fall wurde ein Antrag auf BAföG und nicht auf AFBG gestellt. Die 
Studierenden, die den Beruf „Erzieher“ oder „Erzieherin“ anstreben, haben die Wahl-
möglichkeit, ob sie Schüler-BAföG oder Aufstiegs-BAföG beantragen. Hier wurde ein 
Antrag auf BAföG gestellt, und der Antrag ist von unserem Posteingang entsprechend 
auch dort hingeleitet worden. Dass es sich um einen AFBG-Antrag handeln sollte, ist 
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uns erst im März dieses Jahres, ich glaube, vor nicht einmal zwei Wochen, mitgeteilt 
worden.  

Ein dritter Fall war gerade in der Genehmigung, als der Zeitungsartikel herauskam – 
das hat sich überschnitten. Aber unabhängig von der Veröffentlichung ist dort in der 
letzten Woche ein Bescheid herausgegangen.  

Sie haben angesprochen, dass verschiedene Maßnahmen in Angriff genommen wor-
den sind und dass diese auch in dem Bericht des MSB an diesen Ausschuss bereits 
dargestellt worden sind. Ich möchte daher die Zeit nicht vergeuden, das noch einmal 
zu tun. Vielmehr möchte ich genau auf die von Ihnen angesprochenen Gruppen, ein-
mal im Bereich Handwerk und einmal im Bereich der Fachschulen, insbesondere der 
Erzieher, eingehen, nämlich die Antragstellenden, die mit den immer noch sehr kom-
plizierten Anträgen – die auf Bundesebene beschlossen werden und auf die wir keinen 
Zugriff haben hier im Land – Schwierigkeiten haben.  

Es ist gerade von Ihnen erwähnt worden: Es gibt vonseiten der Kammern Hilfestellun-
gen. Wir haben unsererseits die Kammern unterstützt, indem wir am 10. Mai 2024 in 
hybrider Form mit den IHKs und den Handwerkskammern eine Veranstaltung durch-
geführt haben, um die Personen, die die Antragstellenden unterstützen, zu briefen und 
ihnen Zusammenhänge darzustellen, damit sie noch besser beraten können.  

Wir haben das Gleiche dann anschließend – Ende Juni, Anfang Juli 2024 – für die 
Bezirksregierung gemacht. Wir haben in jeder Bezirksregierung eine Viko mit den Mul-
tiplikatoren in den Berufskollegs durchgeführt, um dort in einem ähnlichen Modell, das 
wir für die Handwerkskammern und die IHKs gemacht haben, denjenigen Personen 
Unterstützung angedeihen zu lassen, die Zugriff auf die Antragstellenden haben. Das 
haben wir im MSB vorher mit den Hauptdezernenten besprochen. Wir haben es in der 
Landesdezernentenkonferenz mit denjenigen Dezernenten besprochen, die für die Be-
rufskollegs zuständig sind, die Erzieher und Erzieherinnen ausbilden und die auch in 
den anderen Bereichen wie Technik und Wirtschaft Fachschulen haben.  

Das ist mir deswegen ein persönliches Anliegen, weil ich, außer dass ich mich mit 
AFBG und BAföG beschäftige, in meiner eigentlichen Tätigkeit in der Bezirksregierung 
Köln Hauptdezernentin für Berufskollegs und damit für die Fachschulen zuständig bin. 
Sie sehen die Schnittmenge zu meiner Tätigkeit, und deswegen liegt mir das persön-
lich auch besonders am Herzen. Wir haben in den Veranstaltungen im letzten Jahr 
verabredet, das turnusmäßig zu wiederholen und haben bereits für dieses Jahr ent-
sprechende Vorbereitungen getroffen. 

Die Nachfolgeveranstaltungen für die Handwerkskammern und IHKs finden in der 
nächsten Woche statt, nämlich am 26. März. Für die Berufskollegs bin ich bereits mit 
dem MSB in Planung, noch in diesem Schuljahr wieder eine solche Veranstaltung 
durchzuführen. Durch diese Maßnahmen konnte im letzten Jahr die Zahl der unvoll-
ständigen Anträge von ursprünglich über 70 % auf immerhin nur noch über 50 % re-
duziert werden. 

Wir sind der Meinung, dass dort noch Luft nach oben ist und dass wir dort weiterarbei-
ten wollen. Wir gehen davon aus, dass die Maßnahmen in den Schulen – zum Beispiel 
die Formblätter B frühzeitiger an die Studierenden auszugeben, damit es gar nicht erst 
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zu einer Nachreichung kommt – aber erst in der Anmeldung für das jetzt kommende 
Schuljahr Wirkung zeigen werden.  

Das ist kein Sprint; das ist ein Marathon. Wir haben schon viele Ziele erreicht, aber wir 
sind noch nicht fertig. Wir arbeiten weiter, und ich würde mich freuen, wenn wir im 
nächsten Jahr mitteilen können, dass wir noch mehr Erfolge erzielt haben und noch 
besser geworden sind. 

MR’in Lucia Rühmkorf (MSB): Das waren auch aus Sicht des Schulministeriums 
schon sehr umfängliche Erläuterungen. Ich möchte mich an dieser Stelle den Worten 
von Frau Ministerin anschließen und den Dank an die Bezirksregierung Köln weiterge-
ben. Wir nehmen unsere fachaufsichtliche Verantwortung sehr ernst. Wir arbeiten sehr 
eng mit der Bezirksregierung zusammen, und wir arbeiten sehr gerne zusammen, weil 
wir immer wieder wahrnehmen, wie viel Engagement dort liegt. Wir gehen auch jeder 
einzelnen Beschwerde nach und tun das mit Unterstützung von Köln. Wir werden das 
auch weiterhin tun, begleiten weiterhin jede Prozessoptimierung und sind weiterhin 
auch sehr optimistisch, dass diese Optimierungen am Ende zu dem gewünschten Er-
folg führen werden, nämlich dass sämtliche Antragstellungen in relativ kurzer Zeit be-
schieden werden können. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Zimmermann, Sie meinten eben, die Rolle der Landes-
regierung einnehmen und sich rechtfertigen zu müssen. Wenn Sie den Bericht kom-
plett gelesen hätten, dann hätten Sie auch gesehen, dass klar gesagt wird, dass es 
bei den Erzieherinnen, also beim Aufstiegs-BAföG, nach wie vor noch eine relevante 
Anzahl von Anträgen gibt, die nicht beschieden sind. Von daher so zu tun, als wäre 
das gelöst – das geht noch nicht einmal aus der Stellungnahme der Landesregierung 
hervor.  

In der Tat möchte auch ich für die Arbeit danken, die Sie leisten, weil es, wie gesagt, 
auch eine wichtige Aufgabe ist und es hier um die Zukunft, um die persönliche Lebens-
gestaltung junger Menschen geht, die sich weiterqualifizieren wollen und bei uns ein-
bringen wollen. Deshalb, glaube ich, ist es ganz wichtig, dass wir bei dem Thema auch 
nicht nachlassen. 

Sie haben selbst – in dem Antrag und gerade auch in Ihren Ausführungen – gesagt, 
dass immer noch 50 % der Anträge unvollständig sind. Deshalb hätte ich gerne ge-
wusst, wie viele Anträge Ihnen insgesamt aktuell vorliegen. Das sind noch Anträge aus 
dem laufenden Jahr, betrifft also nicht diejenigen, die schon länger in der Ausbildung 
sind. Wie viele davon sind nach wie vor noch nicht beschieden? Wie sieht es mit der 
Information derjenigen aus? Wie lange ist die durchschnittliche Bearbeitungsdauer 
derzeit? Erhalten mittlerweile alle eine Information, wenn die Unterlagen unvollständig 
sind, und nach welchem Zeitraum?  

Denn viele beklagen sich, dass sie keinerlei Informationen erhalten haben. Neben den 
Fällen, die letzte Woche in der Zeitung geschildert wurden, habe ich dem Ministerprä-
sidenten gerade erst, ich glaube, ein Dutzend Fälle von einem anderen Berufskolleg 
gegeben, wo dieselbe Problematik aufgetaucht ist. Deshalb hoffe ich, dass wir hierbei 
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möglichst bald weiterkommen. Wie sehen Ihre Vorstellungen aus, innerhalb welchen 
Zeitraums die Anträge zukünftig beschieden werden? 

Lucia Rühmkorf (MSB): Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer eines vollständigen 
Erstantrages liegt aktuell bei etwa zehn Wochen. Das schwankt immer ein bisschen 
zwischen acht und zwölf Wochen, aber nach dem Eingang eines vollständigen Antra-
ges ist der Bewilligungsbescheid nach maximal drei Monaten erstellt. Ist der Antrag 
unvollständig, so erstellen die Sachbearbeitungen ein ausdrucksstarkes Formular, aus 
dem genau hervorgeht, welche Anlagen fehlten, welche Unterschriften fehlten. Mitun-
ter fehlt auch die Kontonummer. Es wird alles aufgenommen und den Antragstellenden 
zurückgesandt, ebenfalls innerhalb von zwölf Wochen.  

Auf die Dauer, die die Antragstellenden benötigen, um die fehlenden Unterlagen nach-
zureichen, hat die Bezirksregierung keinerlei Einfluss. Da liegen wir bei Stichproben, 
die die Bezirksregierung aufgrund von Beschwerden vorgenommen hat, mitunter bei 
sechs bis neun Monaten. 

Wenn danach die Beschwerde geführt wird, dass der Antrag ewig bei der Bezirksre-
gierung läge, so kann das von unserer Seite nicht verifiziert werden, weil die Mitwir-
kungspflicht an dieser Stelle nun einmal unerlässlich ist. Die Information über die Un-
vollständigkeit geht auch innerhalb von acht bis zwölf Wochen an die Antragstellenden. 
Wir wollen an dieser Stelle auch gar nicht so tun, als seien alle Problematiken gelöst. 
Geht die Nachforderung ein, dann verbindet sich das erneut mit Wartezeit, bis der 
Antrag beschieden werden kann. 

Allerdings, um noch kurz auf Ihre Eingangsfrage einzugehen, ist Nordrhein-Westfalen 
genauso wie Hessen an das AFB Digital angebunden. Aber dieses Programm lässt 
ein Abschicken eines Antrages auch dann zu, wenn nicht alle Unterlagen beigefügt 
sind. Das Programm funktioniert ein bisschen anders, als man es beispielsweise von 
Elster kennt. Aktuell liegen nach meiner Information bei der Bezirksregierung Köln 
deutlich unter 3.000 nicht beschiedene Anträge. Aber da warten wir in vielen Fällen 
auch noch auf die nachgeforderten Unterlagen. 
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10 Zweites Klimaschutzpaket (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Drucksache 18/3575  

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) führt aus:  

Schön, dass wir uns im Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Ener-
gie zum Klimaschutzpaket austauschen können, und danke für die Gelegenheit, ein 
paar einleitende Worte zu sagen. Wir halten Wort: Wir haben ein erstes Klima-
schutzpaket im Juni 2023 veröffentlicht, das für mehr Klimaschutz und die Stärkung 
Nordrhein-Westfalens 68 Maßnahmen in sich getragen hat. 

Wir haben damals gesagt: Wir bleiben dran. Und wir zeigen: Wir bleiben tatsächlich 
dran. Den Fokus haben wir diesmal um die Unterstützung unserer Unternehmen bei 
der Transformation erweitert. Wir legen mit dem zweiten Klimaschutzpaket jetzt 35 
Maßnahmen in drei zentralen Handlungsfeldern vor, wie wir die Transformation der 
Wirtschaft weiter gut begleiten können. Wir haben die Bedürfnisse von Industrie, 
der vielen KMU, Start-ups und der Beschäftigten im Land dabei besonders im Blick. 

Ich möchte sagen: Es ist ein Paket der gesamten Landesregierung. Wir haben näm-
lich das Selbstverständnis, dass Klimaschutz und der entschlossene Kampf gegen 
die Folgen der Klimakrise gesamtgesellschaftliche Aufgaben sind, deswegen ist das 
eine Aufgabe, die die ganze Landesregierung bearbeitet. Neben dem Wirtschafts- 
und Klimaschutzministerium sind auch vom Arbeitsministerium, vom Umwelt- und 
Verkehrsministerium sowie vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft Punkte 
eingebracht worden.  

Wir haben Handlungsfelder, die vor allem die vielfältigen Themenfelder, die den 
Hochlauf von Zukunftstechnologien und Wasserstoffwirtschaft in Unternehmen be-
treffen, begleiten. Dazu will ich Ihnen drei Punkte nennen: Zum einen helfen wir mit 
mehreren Maßnahmen beim Antriebswechsel im Güterverkehr. Es zeichnet sich ab, 
dass wir die Anzahl von schweren E-Lkw in NRW damit sogar verdreifachen kön-
nen. Zum anderen unterstützen wir direkte Investitionen in Unternehmensansied-
lungen im Rheinischen Revier sowie im nördlichen Ruhrgebiet, die für den Über-
gang zu einer klimaneutralen und digitalen Wirtschaft von Bedeutung sind. Drittens 
unterstützt die Wasserstoffleitstelle H2.NRW diejenigen, die auf Wasserstoff um-
stellen wollen, beim Finden von Fördermitteln. 

Mit den Maßnahmen des zweiten Klimaschutzpaketes helfen wir Unternehmen und 
Beschäftigte, insbesondere junge und kleine Unternehmen, zu investieren, Fach-
kräfte zu sichern und Kompetenzen aufzubauen. Wir haben eine Sonderbürgschaft 
für Investitionen in die klimaneutrale Transformation auf den Weg gebracht. Unter-
nehmen profitieren von einer verminderten Besicherung, einem geringeren Entgelt 
und Verfahrenserleichterungen. Das ist im letzten Oktober gestartet und soll die 
Transformationsfinanzierung für Unternehmen in Nordrhein-Westfalen so einfach 
und sicher wie möglich machen.  
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Den Investitionsbooster „NRW.BANK.Invest Zukunft“ habe ich bereits erwähnt. Ich 
meine, dass wir auch nicht unterschätzen dürfen, wie wichtig die Qualifizierung, das 
Coaching und die Beratung sind – von Unternehmerinnen und Unternehmern, aber 
auch von denen, die in den Arbeitsstrukturen aktiv sind. Auch direkt Beschäftigten 
wollen wir dabei weiter unter die Arme greifen und ihnen bestmögliche Beratung zur 
Verfügung stellen. Maßnahmen des MAGS sind „Coach2Change“, „Fit für die Zu-
kunft“ und „Agentur T NRW“ für die Metall- und Elektroindustrie.  

Der Ausbau von Windkraft und Photovoltaik hat kräftig Fahrt aufgenommen. Es ist 
mehr als erfreulich, dass die erneuerbaren Energien als zentraler Faktor in der 
Transformation der Wirtschaft, zum Beispiel, um Gebäude CO2-frei beheizen oder 
klimaschonende Wärme für die Produktion bereitstellen zu können, mit den Mög-
lichkeiten und dem konzentrierten Arbeiten der Landesregierung voranschreiten.  

Wir haben im Dezember 2024 in Nordrhein-Westfalen das Landeswärmeplanungs-
gesetz und die Einführung der kommunalen Wärmeplanung beschlossen. Die 
Transparenzplattform informiert jetzt Bürgerinnen und Bürger und Kommunen über 
neue Ausbauvorhaben der Windkraft und finanzielle Beteiligungsmöglichkeiten. 

Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr will die Errichtung von Wind-
energie- und Photovoltaikanlagen an Landes- und Kreisstraßen in NRW durch Än-
derungen im Straßen- und Wegegesetz erleichtern. Die Befassung im Landtag ist 
für dieses Jahr geplant. Und im Bereich der Geothermie erkunden wir den Unter-
grund und den Schatz unter unseren Füßen und sichern die großen Investitionen 
ab. 

Das bedeutet, wir arbeiten als Landesregierung gemeinsam und an der einen oder 
anderen Stelle dankenswerterweise mit tatkräftiger Unterstützung des Hohen Hau-
ses, des Parlaments, welches sich damit im besten Sinne im demokratischen Wett-
streit auf den Weg macht, weil wir ein gemeinsames Ziel haben: unsere Wirtschaft 
durch Klimapolitik mit Innovationsimpulsen und Wachstumsimpulsen in die Wettbe-
werbsfähigkeit zurückzubringen.  

Das Klimaschutzpaket kommt, so meinen wir, zur rechten Zeit. Die treibhausgas-
neutrale und digitale Transformation bleibt Zukunft und Wettbewerbsstrategie für 
den Standort. Nicht weniger, sondern mehr Möglichkeiten, mehr Investitionen in 
eine Industrie des 21. Jahrhunderts – das ist es, was unser Land braucht. 

Das zweite Klimaschutzpaket, bemerkt André Stinka (SPD), enthalte viele Maßnah-
men, die bereits im ersten erwähnt bzw. angeteasert worden seien. Vieles, wie bei-
spielsweise der Artenschutzleitfaden für Windkraft, überschneide sich auch. Seine 
Fraktion habe aber drei Maßnahmen als neu identifiziert und möchte wissen, welche 
Ziele diese verfolgten: die Förderung des Kooperationsbüros „Zukunftscampus Beruf-
liche Bildung“, die Kampagne für den Markthochlauf von E-Trucks, die Überführung 
der bundesrechtlichen Regelungen zur Erleichterung der Errichtung von Windkraftan-
lagen und Photovoltaik an Landes- und Kreisstraßen. Darüber hinaus solle eine Initia-
tive eingerichtet werden, Windkraftbauteile per Binnenschiff zu transportieren. Er 
frage, welche Entlastung man sich für diese Bereiche verspreche.  
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Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) betont, dass das zweite Klimaschutzpaket einen 
sehr guten Überblick darüber gebe, wie kontinuierlich, in welch großer Breite und mit 
welcher großen Vielfalt an Maßnahmen innerhalb der Landesregierung am Thema „Kli-
maschutz“ gearbeitet werde. Besonders positiv finde er, dass der Fokus in Zeiten des 
Fachkräftemangels auf die Beschäftigten gelegt werde, insbesondere in den Energie-
wendebranchen. Hervorzuheben sei zudem die Transformationsunterstützung als Un-
terstützung für die gesamte Breite der Wirtschaft. Dass gerade kleinen und mittleren 
Unternehmen nun zusätzliche Klimaschutz- und Transformationsinvestitionen ermög-
licht würden, sei eine sehr gute Nachricht.  

Bezogen auf die Initiative, vermehrt Windkraftanlagen per Binnenschiff zu transportie-
ren, erläutert er, dass man nicht an jedem Windpark eine Wasserstraße bauen wolle 
oder könne. Aber es sei möglich, in Binnenhäfen Teile umzuladen oder zwischenzula-
gern. Perspektivisch könne man sich zudem überlegen, wie die Binnenhäfen zu Hubs 
im Sinne der Kreislaufwirtschaft werden könnten, etwa für den Rückbau dort, wo es 
Repowering gebe. Auch Mikrokorridore, bei denen man Teile auch über die Wasser-
straße transportiere, seien tolle Möglichkeiten. Dazu habe es auch einen guten Aus-
tausch bei den Windenergietagen in diesem Jahr gegeben. 

Seine Fraktion begrüße die Vorlage des zweiten Klimaschutzpaketes sowie vor allem 
die dargelegten umfangreichen Maßnahmen außerordentlich, sagt Dr. Christian Un-
trieser (CDU). Wasserstoff etwa sei eine absolute Zukunftstechnologie. Daher sei es 
wichtig, einen Fokus auf diesem Bereich zu legen. Das Paket biete mit der Förderung 
von verschiedenen wirtschaftlichen Projekten oder auch dem Wasserstoffkernnetz 
viele interessante Gedanken, wie man Nordrhein-Westfalen diesbezüglich voranbrin-
gen könne. Zudem habe der Ausbau der erneuerbaren Energien in Nordrhein-Westfa-
len in den letzten Jahren sehr stark an Fahrt aufgenommen. Dies zeige, dass die rich-
tigen Weichen gestellt worden seien und man im Vergleich mit vielen anderen Bun-
desländern speziell bei Photovoltaik und Windenergieausbau weit führend sei. 

Zusammen mit Gesprächspartnern habe sich seine Fraktion in dieser Woche darüber 
hinaus mit der Frage beschäftigt, wie man insbesondere den Schwerlastverkehr emis-
sionsfrei bekomme und welche technischen Möglichkeiten es dafür gebe. Wenn man 
die Erwartungen von Stakeholdern in der Branche mit dem, was im zweiten Klima-
schutzpaket vorgelegt werde, abgleiche, dann passe vieles übereinander. In den letzten 
Jahren sei der Verkehrssektor nicht als Vorreiter beim Erreichen der Klimaschutzziele 
aufgefallen. Dieser Bereich müsse in den nächsten Jahren mit Sicherheit aufholen. 

Der Verkehrssektor trage sehr wohl zu den Klimazielen der Regierung bei, widerspricht 
Christian Loose (AfD) seinem Vorredner, indem die Automobilhersteller ins Ausland 
gingen und weniger oder gar nicht mehr in Deutschland produzierten.  

China, Indien und Russland hätten überdies am Pariser Klimaabkommen nie richtig 
teilgenommen, und China und Indien hätten sich in diesem Zusammenhang sogar zu 
Entwicklungsländern erklären lassen. Zusammen mit den USA, die sich jetzt auch aus 
dem Pariser Abkommen verabschiedet hätten, stünden diese Länder für 22 Milliarden 
Tonnen CO2-Ausstoß pro Jahr. Deutschland liege bei 0,56 Milliarden Tonnen, doch 
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Frau Ministerin Neubaur präsentiere stolz Ideen wie Transformationscoaches für die 
Gastronomie und fördere die Anschaffung neuer Batterie-Lkw in NRW mit 15 Millionen 
Euro – bei 780.000 Verbrenner-Lkw in NRW. Mit dem Geld könne man 50 von den 
teuren Batterielastern subventionieren, aber nicht kaufen. So ziehe es sich durch den 
gesamten Bericht: Geld irgendwie für das Klima ausgeben, aber blind für die Realität 
sein.  

Auch Indonesien hege seine Zweifel am Pariser Klimaabkommen. Mit seinen 275 Mil-
lionen Einwohnern sei das Land sei weltweit größte Kohleexporteur und betreibe selbst 
250 Kohlekraftwerke. Weitere 40 Kohlekraftwerke würden gebaut. 

Der Bericht der Ministerin sei viel Wind um Bemühungen und Absichtserklärungen, 
messbare Erfolge wie reales Wirtschaftswachstum oder sozialversicherungspflichtige 
Arbeitsplätze außerhalb der subventionierten Klimablase seien hingegen nicht fest-
stellbar. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) stellt fest, dass weder für sie persönlich noch für 
die Landesregierung noch für die demokratische Mitte im Landtag China und Russland 
politische Vorbilder seien. Darüber hinaus führt sie aus, die rechtlichen Anpassungen 
für Photovoltaik und Windkraftanlagen bearbeite man im Rahmen des Straßen- und We-
gegesetzes im Laufe des Jahres im Landtag. Mit Blick auf die Kampagne für E-Trucks 
erläutert sie, derzeit komme Bewegung in die bislang eher zurückhaltende Auffassung 
der Lkw-Hersteller in Bezug auf batterieelektrische Antriebe, und damit gehe zudem 
eine Preisreduktion einher. Es brauche aber – so hätten ihr Vertreter des Logistikver-
bandes in Branchengesprächen berichtet – eine gute Abstimmung zwischen dem, was 
die Hersteller anböten, und dem, was Logistiker und Spediteure benötigten. 

Nicht alle Lkw führen Tagesstrecken von 1.300 Kilometern und mehr. Im regionalen 
oder lokalen Auslieferdienst seien batterieelektrische Lkw bereits jetzt sehr attraktiv. 
Dies fördere zudem Perspektiven für Verteilernetzbetreiber sowie für die notwendigen 
Netzanschlüsse an den Standorten der Logistiker und Spediteure. Daraus wiederum 
könne eine Kampagne entstehen, die in Richtung Logistik, Photovoltaik und Verteiler-
netze wirke. 

RD Martin Krings (MWIKE) ergänzt, das Kooperationsbüro Zukunftscampus sei eine 
Maßnahme des MAGS zur Hebung von Synergien zwischen beruflicher und akademi-
scher Bildung, zum Beispiel durch die gemeinsame Nutzung von Infrastrukturen oder 
die kooperative Durchführung von Bildungsangeboten. Man wolle insbesondere Mitar-
beiter fördern, die die gemeinsamen Lehr und Lernangebote entwickelten und modell-
haft erprobten, aber auch Sach-, Dienst- oder Bauleistungen. Der Fördersatz betrage 
85 %. 

Das Klimapaket sei überdies folgendermaßen aufgebaut: Der erste Teil enthalte die 
Kurzfassung der Maßnahmen und der zweite Teil die Teilfassungen mit Verlinkungen 
auf weitere Informationen. 
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11 Wärmewende bei ImmoScout24 bestellt – kann die kommunale Wärmepla-

nung in NRW auf diesem Weg erfolgreich sein? (Bericht beantragt von der 
Fraktion der SPD [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3654  

André Stinka (SPD) bedankt sich für die Beantwortung der Fragen. Nach Einschät-
zung seiner Fraktion sei eine Frage jedoch nicht ausreichend beantwortet worden, 
nämlich wie das Ministerium die Bewertung der verschiedenen Datenerhebungsmög-
lichkeiten – Schornsteinfeger, ImmoScout24, die Kommunalen – einschätze. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) betont, die Vorteile von Daten aus Immobilieninseraten 
seien, dass sie viele Dateninformationen enthielten, regelmäßig vorlägen und aktuell 
seien. Insofern betrachte man diese Datenerhebung als besonders wertvoll. Man 
hoffe, über Zensusdaten weitere relevante und verwertbare Daten zu erhalten. Eine 
doppelte Datenerhebung über das Schornsteinfeger-Handwerk sehe man kritisch auf-
grund, erstens, der doppelten Erhebung und, zweitens, der Monopolstellung des 
Schornsteinfegerhandwerks. 

RB’r Luuk Masselink (MWIKE) ergänzt, im Entwurf des Landeswärmeplanungsge-
setzes sei ursprünglich vorgesehen gewesen, dass die Kommunen die Daten zu Wär-
mepumpen, die den Netzbetreibern vorlägen, hätten erheben dürfen. Diese Regelung 
sei nicht mit in das Gesetz aufgenommen worden. Die Kommunen dürften die Daten 
vom LANUV aus dem Wärmekataster erst einmal benutzen, aber eine Erhebungs-
grundlage für weitere Daten liege im Moment nicht vor. 

Christian Loose (AfD) fragt, was genau erfasst werde. Ob beispielsweise mit dem 
Bedarfsausweis eine Soll-Situation oder mit dem Verbrauchsausweis eine Ist-Situation 
erfasst werde, sei etwa im Hinblick auf die Frage, wie sich die Verbrauchssituation der 
Bürger in den letzten Jahren verändert habe, von Interesse. 

RB’r Luuk Masselink (MWIKE) antwortet, da die Daten in ein Bedarfsmodell vom LA-
NUV eingeflossen seien, seien auch nur Bedarfsdaten erfasst worden. 

André Stinka (SPD) fragt, ob das Land oder die Kommunen Geld für die Daten von 
ImmoScout bezahlt hätten. 

Die Daten seien vonseiten des Landes, in diesem Falle vom LANUV, zu bezahlen, 
erwidert RB’r Luuk Masselink (MWIKE). Angefallen seien einmalig Kosten in Höhe 
von 14.000 Euro netto, inklusive einer Aufbereitung der Daten sowie der Möglichkeit, 
die Daten auf Open Data zu veröffentlichen, um sie einer breiten Öffentlichkeit zur 
Verfügung stellen zu können. 
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Peter Blumenrath (CDU) hebt hervor, dass die Diskussion um die Schornsteinfeger 
beim Thema „Wärmepumpen“ nicht entscheidend sei. Eine installierte Wärmepumpe 
habe das Dekarbonisierungsziel bereits erreicht und müsse auch nicht mehr umge-
wandelt werden. Die Frage, ob man die Schornsteinfeger trotzdem in diesem Prozess 
stärker einbinden solle – Stichworte „Kälte“, „Mittelbetrieb“ –, müsse an anderer Stelle 
entschieden werden. Aus seiner Sicht sei dies etwa bei der Erstellung der kommunalen 
Wärmeplanung nicht notwendig. Im Zweifel könnten zudem das Handwerk vor Ort und 
andere Partner eingebunden werden. 

Das Ministerium habe schnell und mit schlanken Strukturen eine Antwort auf die Frage 
gefunden, wie der Bürger in knapp eineinhalb Jahren zuverlässig auf eine Wärme-
quelle zugreifen könne, und somit bestehe Planungssicherheit. Die kreative Einbin-
dung von ImmoScout für eine möglichst breite Datenlage sei sehr gut gelungen, wes-
halb er der Verwaltung an dieser Stelle ein Lob aussprechen wolle. 
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12 Ende der Patronatserklärung – wohin steuert Ford in Köln? (Bericht bean-

tragt von der Fraktion der AfD [s. Anlage 4]) 

Da Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) die Sitzung pünktlich verlassen wolle und er sie 
zu dem Thema hören wolle, beantragt Christian Loose (AfD), den Tagesordnungs-
punkt auf die nächste Sitzung zu verschieben. Er bitte um einen schriftlichen Bericht 
der Landesregierung, den diese in der nächsten Sitzung noch mündlich ergänzen 
könne.  

Der Vorsitzende Dr. Robin Korte teilt mit, dass Frau Ministerin Neubauer ihren Sprech-
zettel zur Verfügung gestellt habe, der im Nachgang der Sitzung verschickt werde. 

Es erhebt sich kein Widerstand gegen den Vorschlag von 
Christian Loose (AfD), den Tagesordnungspunkt auf die nächste 
Sitzung zu verschieben. 
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13 3. Änderung LEP NRW – Aufstellungsbeschluss und Einleitung des förmli-

chen Beteiligungsverfahrens (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) führt aus: 

Erst einmal vielen Dank, dass Sie den Bericht so kurzfristig auf die Tagesordnung 
genommen haben.  

Ich möchte Sie darüber informieren, dass das Landeskabinett letzten Freitag, am 
14. März, den Entwurf für eine dritte LEP-Änderung gebilligt hat. 

Damit legen wir ein Konzept für eine zukunftsorientierte, nachhaltigere Landesent-
wicklung vor, die die Grundlage für ein starkes Nordrhein-Westfalen ist, das sich 
gleichzeitig der Verantwortung für den schonenden Umgang mit Flächen und natür-
lichen Ressourcen stellt. Wir setzen unseren Kurs für ein international wettbewerbs-
fähiges und zugleich klimaneutrales und klimaangepasstes Industrieland fort. Die 
Änderung betont in der Überschrift eine nachhaltige Flächennutzung. Ich möchte 
Ihnen jetzt einen kurzen Überblick über die wichtigsten Planinhalte geben. 

Zum einen gibt es einen modernen 5-Hektar-Grundsatz: Die sechs Planungsregio-
nen entwickeln gemeinsam mit den Kommunen maßgeschneiderte Konzepte und 
Maßnahmen, die das Ziel haben, eine flächensparende Siedlungsentwicklung ge-
meinsam, also kooperativ, zu erreichen. Es ist eine Reduktion der täglichen Flä-
chen-Neuinanspruchnahme auf fünf Hektar angepeilt mit einer Langfristperspektive 
auf eine Flächen-Kreislaufwirtschaft. Dabei gibt es Instrumente für die Regionalpläne 
und auch Unterstützung für Entwicklungskonzepte in den Kommunen, so, wie es zu 
den unterschiedlichen Regionen in NRW und ihren Voraussetzungen passt.  

Dann haben wir Anreize für die Brachflächenentwicklung. Dabei geht es darum, 
dass eine erfolgreiche Wiedernutzung einer Brachfläche nicht unmittelbar auf den 
Flächenbedarf angerechnet wird, es also einen besonderen Anreiz gibt, Brachflä-
chen zu nutzen. Die Kommunen bekommen mehr Raum für diese gelegentlich sehr 
anspruchsvolle Aufgabe, aber das Ziel einer ausgeglichenen Flächenbilanz gerät 
dabei nicht aus dem Blick. 

Beim Thema „Rohstoffabbau“ gibt es den Einstieg in eine nachhaltigere Steuerung. 
Das bisherige Modell der Trendfortschreibung des Abgrabungsgeschehens wollen 
wir durch eine Bedarfsermittlung ersetzen, die die Möglichkeit gibt, Bedarfsminde-
rungen durch Kreislaufwirtschaft und nachhaltigeren Umgang mit Baustoffen auch 
bedarfsreduzierend mit in den Blick zu nehmen. Das ist ein großer Schritt, auch im 
Hinblick auf Überlegungen für einen möglichen verstärkten Infrastrukturausbau. Wir 
setzen darauf, dass wir mit einer echten Bedarfsanalyse und den Anstrengungen 
zur Primärstoffreduzierung langfristige Verbesserungen für die vom Abbau betroffe-
nen Regionen erwarten. 

Ebenfalls zentral für uns ist es, die Handlungsoptionen der Kommunen zu stärken. 
Die Möglichkeit einer flexibleren, aber bedarfsgerechten und flächensparenden 
Siedlungsentwicklung über sogenannte Flex-Modelle wird verstetigt. Über die LEP-
Standorte für flächenintensive Großvorhaben stärken wir die Option für Verbund-
vorhaben, um diese großen Flächen auch nutzbar zu machen. Wir nehmen die 
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durch das OVG gestrichenen Möglichkeiten kleiner und flexibler kommunaler Ent-
wicklungen im Freiraum in den Blick. Wir haben diese wieder aufgenommen, weil 
diese Vorhaben für die konkrete Lebenswirklichkeit vor Ort von großer Bedeutung 
sind. Wir bringen also die Handlungsspielräume wieder zurück, die zum Beispiel für 
Feuerwehrgerätehäuser oder Rettungswachen oder für die Nachnutzung kulturhis-
torisch bedeutsamer Gebäude oder für die Erweiterung bestehender Betriebe im 
Freiraum notwendig sind. 

Dann gibt es noch Themen rund um die Flächenentwicklung im Zusammenhang mit 
Freiraumthemen. Da geht es zum einen um die Identifizierung sogenannter land-
wirtschaftlicher Kernräume, die stärker vor der konkurrierenden Nutzung geschützt 
werden. Die Ausnahmeregelung für die Inanspruchnahme von Bereichen zum Schutz 
der Natur wird präzisiert und auf bedeutsame Infrastrukturmaßnahmen fokussiert. 

Der vorbeugende Hochwasserschutz wird um den Belang der Risikoanalyse er-
gänzt, um eine sinnvolle Nutzung von den Räumen möglich zu machen und um das 
entsprechend abwägen zu können. Beim Freiflächen-PV-Ausbau setzen wir auf 
sinnvolle Ober- und Untergrenzen, sodass wir in beide Richtungen eine Steuerung 
vornehmen, die das in einem richtigen Korridor hält. Und wir unterstützen den 
Grundsatz zur Sicherung von Trassen für überörtliche Radschnellwege für eine gute 
Mobilität der Zukunft.  

Nun zum weiteren Verfahren: Im April startet das Beteiligungsverfahren zu dieser 
dritten Änderung. Dann können alle interessierten Kommunen, Regionen, Ver-
bände, Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger sich mit Anregungen und Stel-
lungnahmen in das Planverfahren einbringen. 

René Schneider (SPD) stellt fest, dass der Vortrag die Wiedergabe der Pressemittei-
lung vom vergangenen Freitag gewesen sei. Der Entwurf sei seiner Fraktion am Frei-
tag nach Dienstschluss unter der Tür durchgeschoben worden – knapp zwei Jahre, 
nachdem die Eckpunkte im Juni 2023 festgelegt worden seien. Mit einem selbstbe-
wussteren LEP-Entwurf wäre man seines Erachtens anders umgegangen. 

Der Landesentwicklungsplan sei aber wichtig für die Menschen im Land, weshalb man 
zunächst auf das Handwerkliche schauen müsse. Alle seien froh, dass das Ziel 2-3 
wieder aufgegriffen werde. Ob dies auch gerichtsfest gelinge, werde sich in den Stel-
lungnahmen der Sachverständigen oder vor Gericht erweisen.  

Bezüglich des Umgangs mit Brachflächen – 6.1-1 – könne er nicht nachvollziehen, 
weshalb die Nichtanrechenbarkeit ein Anreiz für die Kommunen darstellen solle, aus 
Brachflächen beispielsweise Siedlungsräume zu machen. Schließlich müsse man bei 
dem Brachflächen davon ausgehen, dass diese zum großen Teil nicht einfach so um-
gemünzt werden könnten, da sie etwa als Flächen recycelt werden müssten, woran 
keine Kommune Spaß habe. Damit unterlaufe der Entwurf auch das neu ausgelobte 
5-Hektar-Ziel.  

Sein Lieblingsthema sei aber die Degression. Ein Degressionsfaktor hätte schon längst 
vorliegen können, wenn man den GD an die Arbeit gesetzt hätte. In dem Entwurf stehe, 
dieser Faktor werde auf Basis von Rohstoffeinsparung, Recycling und Substitutionen 
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ermöglicht. Vor einigen Monaten habe seine Fraktion die Landesregierung gefragt, wie 
groß die Subventionen beim BLB, bei Straßen.NRW und in anderen Landesbehörden 
seien. Die Antwort habe gelautet, das wisse man nicht, und man könne es gar nicht 
wissen, weil es zu aufwendig sei, die Zahlen zu erheben. Nun frage er sich, wie ein 
GD einen Degressionsfaktor errechnen solle, wenn die eigenen Landesbehörden nicht 
wüssten, wie hoch die Substitutionsquote sei.  

Der LEP-Entwurf sei zwar dringend erwartet worden, bleibe aber schon beim ersten 
Blick darauf hinter den Erwartungen zurück. Er werde wie ein Soufflee in sich zusam-
menfallen, sobald die ersten Sachverständigen mit einer Nadel hineinstächen. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) bedankt sich für den Entwurf, der viele große The-
men anspreche und angehe. Nicht nachvollziehen könne er die Kritik seines Vorred-
ners, dass der Entwurf den Landtagsfraktionen umgehend zur Verfügung gestellt wor-
den sei; er empfinde dies vielmehr als positiv. 

Der Entwurf sei sehr umfangreich, weshalb es ihn wundere, dass die SPD-Fraktion zu 
diesem Zeitpunkt zu so vielen Punkten scheinbar schon eine abschließende Bewer-
tung machen könne. Hier liege kein fertiger LEP zur abschließenden Diskussion, son-
dern ein Entwurf im Arbeitsprozess vor, zu dem die verschiedensten Stakeholder im 
Land noch umfangreich Stellung beziehen dürften – inklusive möglicher Änderungen. 

Der im Entwurf formulierte 5-Hektar-Grundsatz, die Begrenzung der Flächeninan-
spruchnahme, sei ein wichtiges Anliegen seiner Fraktion. Die bisherige Regelung sei 
aber nicht so angelegt gewesen, dass sie Wirkungskraft habe entfalten können. Etwas 
zu machen, das in die Region hineinwirke, auch wenn es vielleicht langfristig angelegt 
sei, sei aus seiner Sicht der richtige Ansatz. Schließlich gehe es nicht darum, markige 
politische Signale zu setzen, sondern verantwortungsvoll den räumlichen Belangen 
und Notwendigkeiten in Nordrhein-Westfalen gerecht zu werden. 

Auch sie könne die Kritik der SPD nicht nachvollziehen, so Dr. Patricia Peill (CDU). 
Dass das Thema als Tagesordnungspunkt 12 noch eingeschoben worden sei, emp-
finde sie als eine Auf- und nicht Abwertung. Sie bedanke sich ebenfalls für den Ent-
wurf, den sie als eine Grundlage für nachhaltiges Wirtschaftswachstum und als eine 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit ansehe. 

Es brauche ausreichend Flächen für Gewerbe und Industrie, für bezahlbaren Wohn-
raum und für eine starke Landwirtschaft. Dem entspreche der Entwurf: Bestehende 
Betriebe bekämen wieder Flexibilität für Erweiterungen, Großvorhaben könnten leich-
ter realisiert werden, um Investitionen und Arbeitsplätze zu sichern, Brachflächen wür-
den gezielt reaktiviert, ohne die Flächenentwicklung der Kommunen einzuschränken. 
Der ländliche Raum erhalte Neuentwicklungsmöglichkeiten von Wirtschaftsflächen hin 
bis zu Freizeiteinrichtungen. Der 5-Hektar-Grundsatz werde die wirtschaftliche Ent-
wicklung nicht behindern. Die avisierten Änderungen stärkten den Wirtschaftsstandort 
und schüfen rechtlichen Raum für industrielle Innovation, für klimafreundliches Wachs-
tum und für lebenswerte Städte und Dörfer. 
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Es sei das Anliegen gewesen, die Fraktionen schnellstmöglich zu informieren. Da der 
Beschluss aber erst am 14. März gefallen sei, habe man den Entwurf des LEP auch 
nicht vorher übermitteln können, erklärt StS’in Silke Krebs.  

Auch habe sie den Einwand bei den Brachflächen nicht verstanden. Für die Kommunen 
sei es oft nicht so attraktiv, Brachflächen zu nutzen, da diese oft besondere Herausfor-
derungen mit Schadstoffen oder ähnlichem mit sich brächten. Genau deswegen wolle 
man die Aktivierung von Brachflächen nicht voll auf den Flächenverbrauch anrechnen, 
um einen Anreiz zu bieten, diese Brachflächen zu nutzen.  

Es gebe im MWIKE eine spezielle, umfangreiche Förderung für die Nutzung von 
Brachflächen, um den höheren Aufwand finanziell auszugleichen. Nicht nachvollzie-
hen könne sie die Aussage, dass man damit das 5-Hektar-Ziel torpediere. Wenn man, 
wie die SPD-Fraktion dies tue, sage, die Regelung bewirke nichts, dann könne sie 
auch nicht das 5-Hektar-Ziel torpedieren. Wenn die Regelung allerdings funktioniere, 
habe man eine leicht geringere Anrechnung von Flächen. 

Zum Thema „Windenergieplanung in den Regionen“ berichtet LMR’in Dr. Alexandra 
Renz (MWIKE), dass alle Planungsregionen bis 2025 den Flächenbeitragswert gemäß 
Wind-an-Land-Gesetz des Bundes und Landes-LEP erreichten. Die Planungsregion 
Arnsberg habe am 12. März als erste einen Regionalplan beschlossen, der den Flä-
chenbeitragswert ausweise; zwei weitere Regionen folgten noch im März.  

Man wende hier erstmalig ein geändertes Zulassungsregime für die Windenergie in 
den Planungsregionen gemäß Wind-an-Land-Gesetz an: Während der Regionalrat 
noch beschließe, nehme man parallel dazu weitgehend die Rechtsprüfung vor. Daher 
werde man die Pläne schnell und zeitnah zur Rechtskraft und die Flächenbeitrags-
werte zur Wirkung bringen können. Der Ausschuss werde darüber aber auch noch 
regulär schriftlich informiert. 
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14 Verschiedenes 

Der Ausschuss kommt überein, die für den 19. November 2025 
geplante Ausschusssitzung auf den 12. November 2025 vorzu-
verlegen, um im Haushaltsberatungsverfahren rechtzeitig sein 
Votum an den HFA abgeben zu können. 

Der Ausschuss beschließt per Grundsatzbeschluss bis auf 
Weiteres die Übertragung der Sitzungen des Ausschusses per 
Livestream ab dem nächsten Tag. 

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 

4 Anlagen 
14.04.2025/14.04.2025 
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„Absage der Förderung — Ofen aus bei ArcelorMittal und HKM in Duisburg?" 

Sehr geehrter Herr Dr. Korte, 

T 0211.884-26 38 
F 0211.884-31 72 
andre.stinka@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 

ArcelorMittal und die Hüttenwerke Krupp Mannesmann (HKM) sind zentrale 
Säulen der Stahlindustrie im Ruhrgebiet und der industriellen Wertschöpfung in 
Nordrhein-Westfalen. Sie sichern Tausende von Arbeitsplätzen — sowohl direkt 
als auch in der vor- und nachgelagerten Wirtschaft. NRW-Stahl wird in Schlüs-
selbranchen wie Automobilbau, Maschinenbau, Bauindustrie und Energiein-
dustrie verbaut. Diese Industriezweige sind für NRW und den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland insgesamt enorm bedeutsam — und damit auch in der Transfor-
mation hin zu einer klimaneutralen Industrie zu unterstützen. 

Laut einem Bericht der WAZ vom 12. März 2025' haben sowohl ArcelorMittal als 
auch HKM nun aber auf ihrem eingeschlagenen Weg der Transformation einen 
herben Rückschlag hinnehmen müssen: das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz (BMWK) erteilte den beantragten Fördermaßnahmen überra-
schend eine Absage. Die Unternehmen hatten Gelder für die klimafreundlichere 
Umstellung ihrer Stahlproduktion beantragt, namentlich für die Umrüstung der 
alten Hochöfen auf Elektrolichtbogenöfen (EAF). Ohne diese staatliche Unter-
stützung droht die Modernisierung zu scheitern. Das zöge massive 

1 „Sorge bei Arcelor-Mittal und HKM", WAZ vom 12.03.2025, 5. 8 der Printausgabe. 
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Konsequenzen für die Standorte in Duisburg und die gesamte industrielle Wert-
schöpfungskette in NRW nach sich. Tausende Stahlarbeiterinnen und Stahlar-
beiter blicken in eine unsichere Zukunft. Den Perspektiven der beiden Stahlhüt-
ten eine Absage zu erteilen, kann nicht der richtige Weg für Nordrhein-Westfa-
len sein. Angesichts des schwierigen Fahrwassers, in dem sich auch Thyssen-
krupp Steel befindet, wären diese Rückschläge für den Stahlstandort NRW nicht 
zu verkraften. Die Absage kommt umso überraschender, als dass der Nachbar-
betrieb bei Thyssenkrupp mit Milliardenförderungen unterstützt wird. 

Bei ArcelorMittal Duisburg ist unklar, wie es ohne Unterstützung weitergehen 
soll. Gleichzeitig steht HKM vor einem möglichen Verkauf, doch ohne klare Zu-
kunftsperspektiven wird der Standort für Investoren unattraktiv. Die fehlende 
Förderung erschwert den Verkaufsprozess erheblich, da Planungssicherheit eine 
zentrale Voraussetzung für Investoren ist. Schon zuvor stellte sich der Prozess 
schwierig dar. Ohne eine industriepolitische Antwort droht ein Dominoeffekt 
aus Investitionsstopp, Vertrauensverlust und Arbeitsplatzabbau in der Branche. 

Die Absage überrascht weiterhin umso mehr, da Wirtschaftsministerin Mona 
Neubaur selbst öffentlich zugesichert hatte, sich auf Bundesebene bei ihrem 
Kollegen und Parteifreund Robert Habeck für eine schnellstmögliche Förderzu-
sage einzusetzen.' Auch der Duisburger Bundestagsabgeordnete Felix Banaszak 
betonte seinen Einsatz für den Standort' und kann sein politisches Gewicht als 
Bundesvorsitzender von Bündnis 90/Die Grünen einbringen. Wieso dennoch 
trotz exzellenter Fördervoraussetzungen keine Zusage erfolgte, wirft Fragen auf. 

Die Landesregierung bleibt dabei weiter passiv und agiert ohne eigene indust-
riepolitische Strategie. Der gestrige 90-minütige sogenannten „Industriegip-
fel" in der Staatskanzlei brachte nur altbekannte Forderungen an den Bund her-
vor. Über die beiden Unternehmen, die weiter abrutschenden Stahlindustrie 
und was seine Regierung dabei zu tun gedenkt, verlor Ministerpräsident Hendrik 
Wüst in seiner anschließenden Pressekonferenz kein Wort. Es oblag dann in der 
Pressekonferenz dem Bereichsleiter der IG Metall NRW, Knut Giesler, sich ob 

2 https://www.rundschau-duisburg.de/2023/09/20/dekarbonisierung-fuer-arcelormit-
tal-duisburg-naechste-schritte-dringend-erforderlich/ [14.03.2025]. 
3 https://www.rundschau-duisburg.de/2023/04/21/auf-dem-weg-zur-klimaneutralen-
produktion-ministerin-mona-neubaur-bei-arcelormittal-duisburg/ [14.03.2025]. 
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dieser Förderabsage als „einigermaßen geschockt" zu geben: die politische Un-
zuverlässigkeit bei den Förderbedingungen gefährde konkret in diesem Fall 
nochmals vier- bis fünftausend Arbeitsplätze in Duisburg.4

Es ist Aufgabe der Landesregierung, Rahmenbedingungen für die Industrie in ih-
rem eigenen Bundesland zu gestalten — durch gezielte Investitionsprogramme, 
eigene Förderstrukturen und eine aktive Industriepolitik. Wenn ein Förderzu-
gang des Bundes ausfällt, ist eine Landesförderung zu prüfen. 

NRW kann es sich nicht leisten, die Zukunft seiner Industrie dem Zufall zu über-
lassen. Die Landesregierung muss jetzt darlegen, wie sie die Unternehmen Ar-
celorMittal und HKM bei der Transformation unterstützen will und welche Maß-
nahmen ergriffen werden, um die Förderabsage aus Berlin auszugleichen. An-
dernfalls droht der weitere massive Abbau von Industriearbeitsplätzen in NRW. 
Darüber hinaus muss sie Transparenz darüber schaffen, weshalb die Förderan-
träge abgelehnt wurden, welche Schritte sie unternommen hat, eine Förderzu-
sage zu erreichen und wie sie sicherstellen will, dass Stahlproduktion in Duis-
burg langfristig erhalten bleibt. Die Beschäftigten brauchen endlich eine klare, 
nachhaltige Perspektive für ihre Arbeitsplätze und den Industriestandort NRW. 

Um diese Fragen zu erörtern, beantrage ich daher für die SPD-Fraktion eine 
Aktuelle Viertelstunde in der anstehenden 66. Ausschusssitzung am 19. März 
2025. 

Mit freundlichen Grüßen 

Andr6 Stinka MdL 

4 Pressekonferenz mit Spitzenvertretern der nordrhein-westfälischen Industrie, bei Mi-
nute 40:20 des Videos unter: https://www.youtube.com/watch?v=seMn2B1xFhl 
[14.03.2024]. 
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Freie 
Demokraten 

N.M.Ne.VAMMI» FDP 

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 12.02.2025 für den TOP „Langes Warten beim 

Aufstiegs- und Meister-Bafög“

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

mit einer Berichtanfrage der FDP und Antwort der Landesregierung mit der Vorlage 

18/2241 wurden die langen Bearbeitungszeiten von Anträgen nach dem 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) in der Sitzung des Ausschusses am 

21.02.2024 beraten und debattiert. Die Landesregierung hat dazu im schriftlichen 

Bericht folgendes erklär: „Die langen Bearbeitungszeiten, insbesondere bei der

Festsetzung von unvollständigen Anträgen nach dem 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) innerhalb der Bezirksregierung Köln 

sind für die Landesregierung nicht akzeptabel. Daher wurden bereits seit 

Bekanntwerden des Problems umfangreiche Maßnahmen ergriffen und umgesetzt, 

um das Antragsverfahren im Sinne der Antragstellenden zu beschleunigen.“

Neuerdings bekommen wir wieder zahlreiche Zuschriften, die dokumentieren, dass 

(wieder) erhebliche Bearbeitungsverzögerungen bei Anträgen auf Aufstiegs- und 

Meister-Bafög in Nordrhein-Westfalen anfallen. Die langen Bearbeitungszeiten 

führen vermehrt zu Fortbildungsabbrüchen. Die langen Bearbeitungsdauern 

konterkarieren die staatlichen Bemühungen dem zunehmenden Fachkräftemangel 

zu begegnen. Als ursächlich für die Bearbeitungsverzögerungen wird die zentrale 

Bearbeitung der Anträge bei der Bezirksregierung Köln erachtet. 

Besonders von Bearbeitungsverzögerungen sind Anträge von angehenden 

Erzieherinnen und Erziehern betroffen.  

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu dem Sachverhalt 

und bitten ergänzend darum darzulegen, welche Maßnahmen die Landesregierung 

ergreift, um die Bearbeitungsverzögerungen schnellstmöglich zu beseitigen.   

FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T:  0211 I 884 2750 

F:  0211 I 884 I 3608 

Dietmar.brockes@landtag.nrw.de 

www.fdp-fraktion-nrw.de 

 www.facebook.com/dietmar.brockes 

 www.twitter.com/brockes 

FDP-Landtagsfraktion  

Nordrhein-Westfalen  

Dietmar Brockes MdL 
Stellv. Vorsitzender des Ausschuss 

für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie sowie 

Bergbausicherheit 

Sprecher für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, 

Landwirtschaft, Forsten und 

ländliche Räume 

 Düsseldorf, 31. Januar 2025 
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Freie 
Demokraten 

FDP 

Mit freundlichen Grüßen  

Dietmar Brockes MdL 
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NRW 
DIE FRAKTION 

SPD 

Andr4 Stinka MdL 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

07.03 2025 

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 

Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 19. März 

2025 zum Thema „Wärmewende bei ImmoScout24 bestellt — kann die 

kommunale Wärmeplanung in NRW auf diesem Weg erfolgreich sein?" 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

das Landeswärmeplanungsgesetz vom 19.12.2024 verpflichtet die Kommunen 

zur Erstellung von Wärmeplänen. Hauptverantwortlich für die Erstellung der 

Wärmepläne sind die Gemeinden und Städte. Sie sollen Daten erheben, 

zusammenfügen und anschließend dem LANUV übermitteln. Die 

Wärmeplanung sieht verschiedene Analyseschritte vor, die datenbasiert 

erfolgen müssen. Neben einer Eignungsprüfung der kommunalen Gebiete für 

die Wärmeversorgung über verschiedene Energieträger ist für die 

aufzustellende Potenzialanalyse und ein finales Zielszenario die 

Bestandsanalyse der derzeitigen Energieinfrastruktur, des jeweiligen 

Wärmebedarfs und -verbrauchs sowie der vorhandenen Erzeugungsanlagen in 

den beplanten Gebieten grundlegend. Daten können dabei gesammelt werden 

von Landes- und Bundesbehörden, Energieversorgungsunternehmen, 

Netzbetreibern usw., aber auch aus Datenbanken der Gebäuderegister, 

Liegenschaftskataster, Statistikämter usw. Ursprünglich war im Gesetzentwurf 

der Landesregierung (Vorlage 18/2785) auch vorgesehen, dass die 

Datenerhebung spezifisch für die Analyse des Gebäude- und 

Infrastrukturbestands durch die Gemeinden selbst vorgenommen wird, d. h. 

T 0211.884-26 38 
andre.stinka@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 
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bezüglich der Wärmequelle und des Wärmeverbrauchs von Mehr- und 

Einfamilienhäusern. Dies hätte erheblich zur Qualität der gesammelten Daten 

beigetragen und ein vollständiges Lagebild ermöglicht. Für einen sachgerechten 

und effizienten kommunalen Wärmeplan sind schließlich Informationen zu der 

Art der verbauten Heizungen, der Qualität der Dämmung von Gebäuden und 

dergleichen wesentlich. Mit einem Änderungsantrag von CDU und Bündnis 90 

/ Die Grünen (Drucksache 18/11651) haben die regierungstragenden Fraktionen 

diese kommunale Datenerhebung jedoch nach der Sachverständigenanhörung 

des AWIKE mit Verweis auf bürokratische Mehrbelastungen aus dem 

Gesetzentwurf gestrichen. Stattdessen soll nun auf die Daten des Online-

Immobilienmaklers „Immoscout 24" zurückgegriffen werden. 

Diese Daten sollen anzeigen, „wo es erhöhten Handlungsbedarf für den 

Austausch von Heizungssystemen oder für die energetische Gebäudesanierung 

gibt und wie die Realisierungschancen für Sanierungsmaßnahmen in den 

verschiedenen Gebieten stehen." Dieses Ziel scheint anhand dieser 

Datengrundlage jedoch kaum verwirklichbar zu sein. So wird auch auf der 

Website des Energieatlas der Landesregierung festgestellt: „Die Daten ersetzen 

natürlich keine Begehung und können insbesondere auf der Baublockebene von 

der Realsituation vor Ort abweichen, da das Modell auf einer Auswertung von 

Inseraten auf Immobilienscout24 basiert (Stand 31.12.2021) und somit die 

Immobilien zum Teil bereits nach dem Kauf oder der Vermietung verändert 

wurden." Der Selbsttest der Projektbeteiligten zeige, dass „die Daten in fast 

allen Fällen die Situation vor Ort sehr gut beschreiben."' 

Dies wirft Fragen in Bezug auf die Verlässlichkeit der entstehenden Pläne und 

nach alternativen Handlungsoptionen auf. Schließlich sind über Immoscout24 

nur Daten derjenigen Gebäude erfasst, die über dieses Portal zum Verkauf 

inseriert wurden. Darüber hinaus umfasst der Datensatz eine Zeitspanne von 

2004 bis 20212, sodass abweichend von den vorliegenden Daten umfangreiche 

1 https://www.energieatlas.nrw.de/site/neuigkeiten/neue-daten-im-warmekataster-
unterstutzen-die-kommunale-warmeplanung 
2 https://www.energieatlas.nrw.de/site/raumwarmebereitstellung 
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Änderungen am Stand der jeweiligen energetischen Modernisierung oder der 

Heizquelle fast der Regelfall sein dürften. Das Schornsteinfegerhandwerk hatte 

bereits in der Anhörung vom 30.10.2024 (Apr 18/713) vor Verabschiedung des 

Landeswärmeplanungsgesetzes die Bereitschaft erklärt, bei der Erhebung der 

hausspezifischen Daten mitzuwirken. Schornsteinfegerinnen und 

Schornsteinfeger kennen die Gebäudezustände und Heizsysteme in ihren 

kommunalen Bezirken durch regelmäßige Wartungsarbeiten, Kontrollen und 

durch die Energieberatung, sind also über energetische Modernisierungen oft 

im Bilde. Im Kontext der Wärmeplanung könnten Schornsteinfegerinnen und 

Schornsteinfeger diese verfügbaren Daten ebenfalls den Kommunen zur 

Verfügung stellen. Dadurch dürfte mit geringem Mehraufwand eine hohe 

Qualität, Dichte und auch Aktualität der Daten zu erreichen sein. 

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen 

schriftlichen Bericht, der die folgenden Fragen vorrangig beantwortet: 

1. Wie beurteilt die Landesregierung die Verlässlichkeit, Aktualität und 

Vollständigkeit der über ImmoScout24 beziehbaren Gebäudedaten im 

Verhältnis zu den Vorgaben des Landeswärmeplanungsgesetzes für die 

Bestandsanalyse? 

2. Aus welchen Gründen hat sich die Landesregierung gegen die 

systematische Einbeziehung des Schornsteinfegerhandwerks in die 

Datenerhebung entschieden? 

3. Wie bewertet die Landesregierung die Vor- und Nachteile der drei Optionen 

im Vergleich: (1) kommunale Datenerhebung (wie im ersten Gesetzentwurf 

vorgesehen); (2) Datennutzung über Immobilienverkaufsportale (wie 

aktuell); (3) Datenerhebung durch das Schornsteinfegerhandwerk (wie in 

der Sachverständigenanhörung vorgeschlagen)? 

4. Welche Rückmeldungen der Kommunen, die bereits die Erstellung der 

Wärmepläne vorantreiben, liegen der Landesregierung zum Verfahren der 

Bestandsanalyse vor? 
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5. Wie hoch ist der Anteil der über ImmoScout24 nicht erfassten Gebäude 

einerseits und der seit mehr als fünf Jahren (seit 2020) nicht mehr erfassten 

Gebäude am Gesamtgebäudebestand zu bemessen? 

6. Welche Maßnahmen unternimmt die Landesregierung, das Datenangebot 

mit Blick auf die Fortschreibung der Wärmepläne aktuell zu halten — etwa 

über die Nutzung weiterer Immobilienverkaufsportale? 

7. Einige im Landeswärmeplanungsgesetz aufgeführten potenziellen 

Datenquellen, d. h. Organisationen und Institutionen wie Behörden des 

Bundes, Energieversorgungsunternehmen und weitere, sind durch 

gesetzliche Vorgabe auskunftspflichtig. Trifft das auch auf ImmoScout24 

zu oder fallen für die Datenbereitstellung Kosten für Land oder Kommunen 

an? Wenn ja: welche? 

8. Wie unterstützt die Landesregierung die Kommunen in dieser komplexen 

Aufgabe der Bestands- und Potenzialanalyse im Detail? 

Mit freundlichen Grüßen 

Andre Stinka 
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FFMD 
Landtagsfraktion 

NRW 
An 
Herrn Ausschussvorsitzenden 
Dr. Robin Korte MdL 
- Im Hause - 

Datum: 13.03.2025 

Sehr geehrter Herr Dr. Korte, 

für die Sitzung des Ausschusses Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 19.03.2025 
beantrage ich für die Fraktion Alternative für Deutschland den folgenden Tagesordnungspunkt mit 
der höflichen Bitte um einen mündlichen Bericht der Landesregierung zu: 

In der unlängst vergangenen, ersten Märzwoche hat die US-amerikanische Ford Motor Company 
ihrer deutschen Tochtergesellschaft, der Ford-Werke GmbH in Köln, die sogenannte 
Patronatserklärung gekündigt. Ford Köln war der einzige Standort des Konzerns, der die Vorteile 
dieser Sonderregelung genoss — mit dieser Patronatserklärung verpflichtete sich die 
Muttergesellschaft unter anderem zur Übernahme aller Verluste der deutschen Tochtergesellschaft. 

Gleichzeitig verlautbart der Geschäftsführer von Ford Köln, dass das Unternehmen bereits seit zehn 
Jahren mit seinen Autos kein Geld mehr verdient.' Eine im gleichen Zug erfolgte Kapitalzufuhr von 
4,4 Mrd. Euro kommentiert der Betriebsrat mit der bedenklichen Feststellung „Was heißt denn hier 
milliardenschwere Finanzspritze? Das Geld reicht ja noch nicht einmal, um unsere Schulden zu 
begleichen!"2

Der in den letzten drei Jahren bereits erfolgte Stellenabbau von 18.500 Beschäftigten auf derzeit 
12.700, die offenbar jahrelange Realisierung von Verlusten, jetzt der Entzug der finanziellen 
Garantien seitens der Muttergesellschaft mit der damit einher gehenden Insolvenzfähigkeit und ein 
offenbarer Mangel an Aufträgen in der Entwicklungsabteilung und den Produktionsbereichen' 
zeichnen für Ford Köln ein düsteres Bild. 

Bitte beantworten Sie hierzu insbesondere die folgenden Fragen: 

Vgl. https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/ford-kommt-nicht-mehr-fuer-schulden-des-
koelner-werks-auf-110346838.html, abgerufen am 13.03.2025. 

2 Vgl. https://www.zdf.de/nachrichten/wirtschaft/unternehmen/ford-deutschland-werk-koeln-
patronatserklaerung-usa-100.html, abgerufen am 13.03.2025. 

3 Vgl. https://www.t-online.de/region/koeln/id_100632346/koeln-ford-beschaeftigte-protestieren-gegen-
stellenabbau.html, abgerufen am 13.03.2025. 

1 

„Ende der Patronatserklärung – wohin steuert Ford in Köln?“

1
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1. Hat die Landesregierung Gespräche mit der Ford-Werke GmbH aufgenommen, nachdem sich 
mit der Aufkündigung der Patronatserklärung die Zukunftsperspektive des Unternehmens 
massiv verschlechtert hat? 

2. Hat die Landesregierung Gespräche mit der Ford-Werke GmbH aufgenommen, um möglichen 
(Teil-)Betriebsschließungen oder Entlassungen rechtzeitig entgegenzusteuern? 

3. Wie beurteilt die Landesregierung vor dem Hintergrund des schleppenden Absatzes von E-
Autos den Plan der Ford-Werke GmbH, ausschließlich auf die Produktion von E-Autos zu 
setzen? 

4. Welche Wettbewerbsvorteile erkennt die Landesregierung an anderen europäischen 
Produktionsstandorten wie bspw. Spanien oder Rumänien gegenüber dem Standort NRW? 

Vielen Dank, 

mit freundlichen Grüßen 

Christian Loose MdL 

Mitglied des Landtags (MdL) 
Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung (Sprecher und ordentl. Mitglied) 

2 

Christian Loose

AfD-Landtagsfraktion NRW
Platz des Landtags 1
40221 Düsseldorf

Tel.: 0211 – 884 45 06
Büro Öffnungszeiten:
Mo-Do: 10-15.00 Uhr und n.V.
Fr.: n.V.
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